
III. Die postsäkulare Konstellation und der 
szientistische Glaube 
 
In diesem dritten Hauptteil der Arbeit wird die in Kapitel 6 erarbeitete Theorie des 
kommunikativen Handelns und der Diskursethik mit den drängendsten Herausforderungen der 
zeitgenössischen Realität konfrontiert. Während die vorangegangenen Kapitel das 
philosophische Fundament für eine rationale Begründung von Freiheit und Wissen im 
nachmetaphysischen Zeitalter gelegt haben, widmet sich dieser Teil der Krisendiagnose. Es 
geht um die Frage, ob und wie die deliberative Vernunft in einer Welt bestehen kann, die durch 
das Wiederstarken religiöser Überzeugungen, die technologische Manipulation der 
menschlichen Natur und die digitale Fragmentierung der Öffentlichkeit geprägt ist. 
 
Habermas begreift die Moderne nicht als einen abgeschlossenen Zustand, sondern als ein 
„unvollendetes Projekt“. Die Vernunft wird heute von zwei Seiten angegriffen: 

1.​ Einerseits durch eine Sakralisierung des Weltanschaulichen, in der religiöse oder 
ideologische Dogmen den Raum des rationalen Arguments besetzen und den 
gesellschaftlichen Konsens erschweren. 

2.​ Andererseits durch einen szientistischen Glauben, der den Menschen restlos in ein 
Objekt naturwissenschaftlicher und technologischer Kontrolle verwandeln will, wodurch 
die Basis der moralischen Autonomie – die Freiheit des „Ja“- und „Nein“-Sagens – 
untergraben wird. 

 
Die leitende These dieses Hauptteils ist, dass der von Habermas proklamierte „schwache 
Universalismus“ gerade in diesen Krisenmomenten seine Relevanz beweist. Er fungiert als ein 
Instrument der kognitiven Mediation. In Kapitel 7 wird untersucht, wie die Vernunft religiöse 
Gehalte „übersetzen“ muss, um deren moralische Potenziale für eine säkulare Gesellschaft 
nutzbar zu machen. In Kapitel 8 wird analysiert, wie die Biopolitik Gefahr läuft, die Person zu 
objektivieren, und warum wir ein „normatives Erbe“ benötigen, um die Grenze der 
technologischen Machbarkeit zu ziehen. Kapitel 9 schließlich widmet sich der digitalen 
Transformation der Öffentlichkeit, die den intersubjektiven Raum der Gründe durch Algorithmen 
und Fake News zu zersetzen droht. 
 
Dieser Hauptteil zeigt auf, dass Wissen und Glaube keine starren Gegensätze sind, sondern in 
einer postsäkularen Konstellation neu austariert werden müssen. Die Vernunft tritt hier nicht als 
Richter auf, der Religion oder Technologie verbietet, sondern als Moderator, der sicherstellt, 
dass die Bedingungen der menschlichen Freiheit und der kommunikativen Verständigung gegen 
ihre technokratische und ideologische Zerstörung verteidigt werden. 
 
 
7. Die Wiederkehr des Religiösen in der Öffentlichkeit 

In seinem Spätwerk wendet sich Habermas von der Erwartung ab, dass die Religion im Zuge 
der Modernisierung zwangsläufig aus der Öffentlichkeit verschwinden würde. Während die frühe 
kritische Theorie und die klassische Soziologie die Religion oft als ein überholtes Stadium der 
Menschheitsentwicklung betrachteten, erkennt Habermas in der bleibenden Vitalität religiöser 



Gemeinschaften eine kognitive und moralische Herausforderung für die säkulare Vernunft. 

Die Untersuchung geht davon aus, dass die Vernunft in einer rein säkularen, technokratisch 
organisierten Welt Gefahr läuft, ihre eigenen normativen Grundlagen zu verlieren. Habermas 
diagnostiziert eine Erschöpfung der säkularen Sprache, die zwar effiziente Systeme (Markt und 
Verwaltung) steuern kann, aber zunehmend Schwierigkeiten hat, die Bürger zu moralischer 
Solidarität und zum Schutz der menschlichen Würde zu motivieren. In dieser Situation wird die 
Religion nicht als Bedrohung, sondern als potenzielle Ressource neu bewertet. 

Im folgenden diesen „postsäkulare“ Lernprozess analysiert. Es wird dargelegt, dass eine 
moderne Gesellschaft nicht einfach „religionslos“ ist, sondern eine Konstellation darstellt, in der 
gläubige und ungläubige Bürger in einem wechselseitigen Anerkennungsverhältnis stehen. Das 
Ziel ist es, aufzuzeigen, wie durch eine prozedurale „Übersetzung“ religiöser Gehalte in eine 
allgemein zugängliche Sprache die moralischen Bestände der Tradition für die gesamte 
Gesellschaft gerettet werden können, ohne den Boden des nachmetaphysischen Denkens zu 
verlassen. 

7.1 Die Revidierung der Säkularisierungsthese und das Faktum des 
weltanschaulichen Pluralismus  

Die Anerkennung der postsäkularen Situation bedeutet eine soziologische und philosophische 
Kehrtwende. Habermas bricht mit der Vorstellung einer linearen Entwicklung hin zur totalen 
Säkularität und setzt stattdessen auf ein Modell der komplexen Koexistenz. Er nimmt damit eine 
tiefgreifende Revision an einem der Grundpfeiler der modernen Soziologie vor. Um die 
Relevanz des Religiösen in der heutigen Öffentlichkeit zu verstehen, muss er daher zunächst 
klären, warum das lange Zeit vorherrschende Paradigma der Säkularisierung in die Krise 
geraten ist. 

7.1.1 Das Ende des soziologischen Dogmas: Kritik an der klassischen 
Säkularisierungstheorie 

Habermas setzt sich intensiv mit dem Erbe Max Webers auseinander, um aufzuzeigen, dass die 
moderne Vernunft zwar die Welt „entzaubert“, damit aber keineswegs das religiöse Bedürfnis 
oder die Relevanz sakraler Gehalte getilgt hat. 

Die Weber’sche „Entzauberung“ und ihre Grenzen in der globalen Moderne 

Über fast zwei Jahrhunderte war die soziologische Theorie von der festen Überzeugung 
geprägt, dass die Moderne und die Religion in einem proportionalen Gegensatz zueinander 
stehen: Je mehr Modernisierung, desto weniger Religion. Habermas bezeichnet dies als ein 
„soziologisches Dogma“, das seine Wurzeln in den Gründungsvätern der Disziplin hat. 

Den Ausgangspunkt bildet die Analyse von Max Weber, der den Prozess der Moderne als eine 
fortschreitende „Entzauberung der Welt“ beschrieb. Für Weber führte die wissenschaftliche 
Rationalisierung dazu, dass religiöse Weltbilder, die die Natur und das Schicksal mit Sinn und 
Absicht aufluden, durch ein mechanistisches, kausal-logisches Verständnis ersetzt wurden. 
Parallel dazu sah Émile Durkheim in der funktionalen Differenzierung der Gesellschaft – also 
der Aufteilung in spezialisierte Systeme wie Wirtschaft, Recht und Politik – den Verlust der 



gemeinschaftsstiftenden Kraft des religiösen Ritus. In dieser klassischen Sichtweise galt 
Religion als ein archaisches Integrationsmedium, das durch das Recht und die säkulare Moral 
abgelöst werden würde. 

Für Weber war die Moderne dadurch gekennzeichnet, dass es prinzipiell „keine geheimnisvollen 
unberechenbaren Mächte“ mehr gäbe, die in das Weltgeschehen eingreifen. Alles sei durch 
Berechnung und empirisches Wissen beherrschbar geworden. Diese Entzauberung führte laut 
Weber zwangsläufig dazu, dass die Religion aus dem öffentlichen Raum in das „Irrationale“ 
oder in die rein private Sphäre der subjektiven Überzeugung zurückgedrängt wird. 

Habermas erkennt die historische Triftigkeit dieser Analyse für die Entwicklung des westlichen 
Rationalismus an, zieht jedoch eine entscheidende Grenze. Er argumentiert, dass die 
Entzauberung zwar die Erklärungsmacht über die physische Welt verändert hat, aber die 
Sinnfragen der menschlichen Existenz unbeantwortet lässt. Die Grenzen der Entzauberung 
werden dort sichtbar, wo die wissenschaftliche Vernunft an ihre Kapazitätsgrenzen stößt: 

●​ Das Problem der Kontingenzbewältigung: Während die Wissenschaft erklären kann, wie 
ein biologischer Prozess abläuft, kann sie keinen Trost spenden oder Sinn stiften 
angesichts von individuellem Leid, radikalem Unrecht oder dem Tod. Die Religion bleibt 
hier als eine Instanz bestehen, die Sprache für das Unverfügbare bietet. 

●​ Die normative Unterversorgung: Die Entzauberung führt zu einer rein zweckrationalen 
Organisation der Gesellschaft (Bürokratie und Markt). Diese Systeme funktionieren zwar 
effizient, sind aber moralisch „stumm“. Sie keine Solidarität aus sich heraus begründen. 

●​ Die globale Perspektive: Habermas weist darauf hin, dass Webers Modell stark 
eurozentrisch geprägt war. In der globalen Moderne zeigt sich, dass technologische 
Hochrüstung und wissenschaftliche Exzellenz (etwa in den USA oder in asiatischen 
Metropolen) keineswegs mit einem Rückzug der Religion einhergehen. Die 
Entzauberung der Natur führt nicht notwendigerweise zur Entzauberung des Geistes 
oder der sozialen Bindungen. 

Habermas schlussfolgert daraus, dass die Moderne nicht als ein Zustand begriffen werden darf, 
in dem die Vernunft die Religion einfach „geschluckt“ hat. Vielmehr leben wir in einer 
Konstellation, in der die entzauberte, säkulare Welt weiterhin von religiösen Orientierungen 
umstellt bleibt, die sich der restlosen Rationalisierung entziehen. Die „Grenzen der 
Entzauberung“ markieren somit den Punkt, an dem die Vernunft ihre eigene Endlichkeit 
begreifen muss und die Religion als einen bleibenden, zeitgenössischen Akteur anerkennt. 

Habermas verlässt hier die rein theoretische Ebene und konfrontiert das klassische 
Säkularisierungsmodell mit den soziokulturellen Realitäten des 21. Jahrhunderts. Die Annahme, 
Europa sei der Vorbote einer weltweiten religiösen Entfärbung, erweist sich angesichts globaler 
Daten als historische Fehleinschätzung. 

Die Persistenz religiöser Gemeinschaften in den USA und im globalen Süden 

Habermas stützt seine Revision der Säkularisierungsthese auf die Beobachtung, dass das 
westeuropäische Modell der religiösen Indifferenz weltweit eher die Ausnahme als die Regel 
darstellt. Um das „soziologische Dogma“ endgültig zu Fall zu bringen, verweist er auf zwei 
machtvolle Gegenbeispiele, die zeigen, dass Modernisierung und religiöse Vitalität keine 



Gegenspieler sein müssen. 

1.​ Das Paradoxon der USA​
Die Vereinigten Staaten von Amerika dienen Habermas als wichtigstes Korrektiv. Als das 
technologisch und ökonomisch am weitesten fortgeschrittene Land der westlichen Welt 
müssten die USA nach der alten Theorie das am stärksten säkularisierte Land sein. Das 
Gegenteil ist der Fall: Die USA weisen eine ungebrochene religiöse Vitalität auf, die sich 
nicht nur im privaten Glauben, sondern in einer massiven Präsenz religiöser Diskurse in 
der politischen Arena äußert. Dies beweist, dass eine hocheffiziente, funktionale 
Differenzierung der Gesellschaft (die Trennung von Staat und Kirche) keineswegs zu 
einem Schwinden der religiösen Bindungskraft führen muss. In den USA fungiert 
Religion oft als Treibstoff der Zivilgesellschaft und als Medium der moralischen 
Selbstverständigung. 

2.​ Die religiöse Dynamik im globalen Süden​
Ein weiterer Blick gilt der rasanten Entwicklung in Lateinamerika, Afrika und Teilen 
Asiens. Hier ist die Modernisierung oft mit einer Explosion religiöser Bewegungen 
verknüpft – man denke an das Wachstum der Pfingstkirchen oder die politische 
Relevanz des Islams. Habermas erkennt an, dass Religion in diesen Kontexten oft die 
Rolle eines Identitätsstifters und eines Schutzraumes gegen die Verwerfungen einer 
globalisierten Wirtschaft übernimmt. Die Religion bietet hier eine „Heimat in der 
Moderne“, die die abstrakte Vernunft allein nicht bereitstellen kann. 

3.​ Europa als „Sonderfall“, nicht als Regel​
Aus dieser empirischen Evidenz zieht Habermas den Schluss, dass nicht die religiösen 
Weltregionen „hinterherhinken“, sondern dass Westeuropa einen spezifischen, 
kontingenten Sonderweg eingeschlagen hat. Die Säkularisierung ist somit kein 
notwendiges Naturgesetz der Geschichte, sondern eine kulturelle Besonderheit, die 
unter anderem aus den traumatischen Erfahrungen der Konfessionskriege resultierte. 
Für die Philosophie bedeutet dies eine radikale Demutsübung: Die säkulare Vernunft 
kann nicht mehr behaupten, die universelle Speerspitze der menschlichen Entwicklung 
zu sein, während der Rest der Welt in „Irrationalität“ verharrt. Sie muss lernen, sich in 
einer Welt zu verorten, in der das Religiöse eine zeitgenössische, vitale Kraft bleibt.​
 

Diese empirische Einsicht bildet die notwendige Brücke zum nächsten theoretischen Schritt: der 
Unterscheidung zwischen dem Verlust der staatlichen Macht der Kirche und dem bleibenden 
Sinngehalt des Glaubens. Habermas verfeinert seine Analyse durch eine präzise soziologische 
Unterscheidung. Er greift damit das Argument auf, dass die institutionelle Schwächung der 
Kirchen oft fälschlicherweise mit einem totalen Schwinden der religiösen Relevanz gleichgesetzt 
wurde. 

Funktionsverlust vs. Bedeutungsverlust: Warum funktionale Differenzierung nicht zur 
Bedeutungslosigkeit des Glaubens führt 

Habermas argumentiert, dass die klassische Säkularisierungstheorie einem Kategorienfehler 
unterlag, indem sie den funktionalen Rollenwechsel der Religion mit ihrem inhaltlichen 
Absterben verwechselte. Um diesen Punkt zu klären, unterscheidet er zwischen der 
systemischen Ebene der Gesellschaft und der kulturellen Ebene der Lebenswelt. 



Der institutionelle Funktionsverlust:​
Es ist unbestreitbar, dass die Religion in der Moderne zentrale gesellschaftliche Funktionen 
verloren hat. In vormodernen Gesellschaften war die Kirche oft die Instanz für Rechtsprechung, 
Bildung, soziale Fürsorge und politische Legitimation. Mit der funktionalen Differenzierung 
(einem Kernbegriff der Systemtheorie, den Habermas hier kritisch nutzt) wurden diese 
Aufgaben an spezialisierte Teilsysteme übertragen: Das Recht wird durch den Staat gesetzt, die 
Bildung durch Schulen und Universitäten, die Wohlfahrt durch staatliche Institutionen. Die 
Religion ist somit nicht mehr das „Dach“ der Gesellschaft, sondern ein Teilsystem unter vielen. 
Dieser Machtverlust auf der Ebene der Steuerung ist jedoch kein Beweis für das Ende der 
Religion. 

Die Persistenz des Bedeutungsgehalts:​
Habermas betont, dass ein Funktionsverlust keineswegs einen Bedeutungsverlust in der 
Lebenswelt der Individuen nach sich ziehen muss. Während die Religion als Machtfaktor im 
Staat zurückweicht, bleibt sie als „Sinnressource“ für die private und öffentliche Lebensführung 
stabil. Viele Menschen beziehen ihre moralischen Grundüberzeugungen, ihre Identität und ihre 
Fähigkeit zur Bewältigung existenzieller Krisen weiterhin aus religiösen Traditionen. Die Religion 
wandelt sich von einer verpflichtenden Sozialform zu einer freiwilligen 
Überzeugungsgemeinschaft, die jedoch weiterhin die Kraft hat, die öffentliche Meinung durch 
moralische Impulse zu befruchten. 

Die paradoxe Wirkung der Differenzierung:​
Interessanterweise führt die funktionale Differenzierung sogar zu einer Reinigung des 
Religiösen. Indem die Religion von der Last der weltlichen Machtverwaltung befreit wird, kann 
sie sich wieder stärker auf ihren Kern konzentrieren: die Artikulation von 
Transzendenzerfahrungen und die Pflege ethischer Sensibilitäten. Habermas sieht hierin keine 
Marginalisierung, sondern eine Transformation. Der Glaube wird „reflexiv“; er muss sich in einer 
säkularen Umwelt behaupten und lernt dabei, seine Ansprüche argumentativ zu vertreten. 
Damit ist die Religion gerade durch ihre Differenzierung vom Staat zu einem potenziell 
wertvolleren Partner im demokratischen Diskurs geworden, da sie nicht mehr aus einer Position 
der Macht, sondern aus einer Position der inhaltlichen Überzeugung spricht. Die Anerkennung, 
dass Religion trotz Funktionsverlustes bedeutsam bleibt, führt Habermas direkt zu der 
kognitiven Herausforderung, die er als „postsäkular“ bezeichnet, da die Prognosen einer 
„linearen Säkularisierung“ an der globalen Realität gescheitert sind.  

Habermas’ Kritik am soziologischen Dogma der Säkularisierung ist eng verknüpft mit einer 
tiefen Analyse dessen, was er die „Aporien der Moderne“ nennt. Wenn Max Weber von der 
„Entzauberung“ sprach, meinte er damit den Verlust der Fähigkeit, die Welt als ein sinnhaft 
geordnetes Ganzes zu begreifen. Die Naturwissenschaften liefern uns zwar exaktes Wissen 
darüber, wie die Welt funktioniert, aber sie schweigen beharrlich zur Frage, warum wir hier sind 
und wie wir angesichts von Endlichkeit und Leid leben sollen. 

Habermas stellt fest, dass die säkulare Vernunft zwar hervorragend darin ist, Systeme (wie den 
Markt oder die Bürokratie) zu organisieren und technische Probleme zu lösen, aber sie ist 
„semantisch verarmt“, wenn es um die existenziellen Grenzerfahrungen des Menschen geht. 
Religiöse Traditionen verfügen über eine Sprache für das Unverfügbare – für Schuld, 
Versöhnung, Trauer und radikale Hoffnung. Ein rein szientistisches Weltbild (vgl. Kapitel 8) 
reduziert diese Erfahrungen oft auf biologische oder psychologische Fehlfunktionen. Die 



Vernunft erkennt hier ihre eigene Grenze: Sie kann zwar die Freiheit des Individuums 
begründen, aber sie kann das Individuum nicht über den Schmerz des Verlusts oder die Angst 
vor der eigenen Bedeutungslosigkeit hinwegtrösten. 

Ein weiterer Aspekt der Kritik am Säkularisierungsglauben ist die Erkenntnis, dass Religion 
nicht nur aus Lehrsätzen besteht, sondern aus Praxis. Rituale binden das Individuum in eine 
Gemeinschaft und in eine zeitliche Tiefe ein, die die säkulare Öffentlichkeit kaum bieten kann. 
Während die moderne Gesellschaft dazu neigt, Zeit zu fragmentieren und Individuen zu 
isolieren, bewahren religiöse Gemeinschaften Formen der kollektiven Erinnerung und der 
solidarischen Bindung. Habermas erkennt an, dass die Vernunft diese sozialen Bindungskräfte 
zwar bewundern und theoretisch analysieren, sie aber nicht „künstlich“ am Reißbrett entwerfen 
kann. 

Habermas weist darauf hin, dass die Aufklärung selbst auf Voraussetzungen ruht, die sie nicht 
allein aus sich selbst hervorbringen kann. Die Idee der universellen Menschenwürde oder der 
radikalen Gleichheit hat ihre genealogischen Wurzeln in der jüdisch-christlichen Tradition der 
„Gottesebenbildlichkeit“. Wenn die Säkularisierung dazu führt, dass diese Wurzeln restlos 
abgeschnitten werden, besteht die Gefahr, dass auch die moralischen Früchte der Aufklärung 
verdorren. Die Vernunft muss also ein Eigeninteresse daran haben, die Religion nicht zu 
„besiegen“, sondern sie als ein Reservoir an moralischen Intuitionen zu erhalten. 

Die Revision der Säkularisierungsthese ist für Habermas kein Zeichen von Schwäche der 
Vernunft, sondern ein Zeichen ihrer Reife. Eine Vernunft, die ihre eigenen Grenzen kennt, ist 
stärker als eine, die sich einbildet, alle Dimensionen des menschlichen Lebens restlos erklären 
und ersetzen zu können. Damit ist die theoretische Basis für den nächsten Schritt gelegt: Die 
Definition der postsäkularen Gesellschaft als eine gemeinsame Lernaufgabe.​
​
Für Habermas bedeutet das Ende dieses Dogmas eine kognitive Zäsur. Er argumentiert, dass 
die säkulare Vernunft sich nicht länger als der „Sieger“ der Geschichte begreifen darf, der die 
Religion wie eine überwundene Kinderkrankheit hinter sich lässt. Vielmehr muss die Vernunft 
anerkennen, dass religiöse Traditionen eine „Gleichzeitigkeit“ zur Moderne besitzen. Sie sind 
keine Residuen der Vergangenheit, sondern zeitgenössische Ausdrucksformen der Lebenswelt, 
die spezifische Erfahrungen artikulieren, für die die säkulare Sprache bisher keine adäquaten 
Entsprechungen gefunden hat. 

Diese Einsicht zwingt die Philosophie zu einer Haltung des methodischen Agnostizismus: Sie 
darf die Wahrheit religiöser Ansprüche weder bestätigen noch einfach als irrational abtun. 
Stattdessen muss sie die Religion als einen ernsthaften Gesprächspartner in der öffentlichen 
Arena akzeptieren. Damit ist der Boden bereitet für den Übergang zur „postsäkularen“ 
Sichtweise, in der die Vernunft lernt, ihre eigenen Grenzen im Spiegel des religiösen 
Bewusstseins zu reflektieren.​
​
7.1.2 Die postsäkulare Gesellschaft als kognitive Herausforderung  

Für Habermas beschreibt das Attribut „postsäkular“ primär eine kognitive Anpassungsleistung 
der säkularen Mehrheitsgesellschaft an die bleibende Präsenz religiöser Gemeinschaften. 
Während man in einem rein säkularen Selbstverständnis davon ausging, dass religiöse Bürger 
sich irgendwann der „überlegenen“ säkularen Weltsicht anpassen würden, erkennt die 



postsäkulare Vernunft an, dass dieser Prozess nicht stattfindet – und vielleicht auch nicht 
stattfinden sollte. 

Die postsäkulare Einstellung bedeutet zunächst den Abschied von der Erwartung, dass die 
Religion im Licht der Moderne einfach verdampft. Habermas fordert von den säkularen Bürgern 
eine „reflexive Überwindung“ ihres eigenen Säkularismus. Säkularismus (im Gegensatz zu 
Säkularität) ist für ihn eine Weltanschauung, die Religion pauschal als irrational oder als reines 
Überbleibsel vergangener Zeiten abtut. Die postsäkulare Vernunft hingegen erkennt an, dass 
sie selbst keine Monopolstellung auf die Deutung des menschlichen Lebens besitzt. Sie begreift 
sich nicht mehr als der „Vormund“ der Geschichte, der darauf wartet, dass die Religiösen 
endlich „erwachsen“ werden. 

Postsäkularität bedeutet damit, dass die säkulare Vernunft die Religion als eine zeitgenössische 
Ressource ernst nimmt. Habermas betont, dass dieser Prozess symmetrisch verlaufen muss. 
So wie religiöse Bürger lernen mussten, die Autorität der Wissenschaft und die Prinzipien des 
Rechtsstaats anzuerkennen, müssen säkulare Bürger nun lernen, religiöse Beiträge im 
öffentlichen Raum nicht als Störfaktor, sondern als potenzielle Bereicherung zu betrachten. Die 
postsäkulare Einstellung ist somit eine Form der intellektuellen Offenheit, die den Glauben nicht 
als Feind der Vernunft, sondern als dessen „Anderes“ begreift, mit dem man in einem 
produktiven Austausch stehen kann. 

Diese veränderte Einstellung ist für das Überleben der liberalen Demokratie essenziell. Wenn 
säkulare Bürger religiöse Mitbürger lediglich als „noch nicht aufgeklärt“ betrachten, untergraben 
sie die Basis der gleichberechtigten Bürgerschaft. Die postsäkulare Einstellung repariert dieses 
Verhältnis, indem sie die religiöse Überzeugung als eine legitime Weise der Weltbegegnung 
anerkennt, die im öffentlichen Diskurs gehört werden muss. Damit wird die Vernunft nicht 
„religiös“, aber sie wird bescheidener und damit dialogfähiger. Sie erkennt ihre eigene 
Endlichkeit und die bleibende Relevanz sakraler Gehalte für die moralische 
Selbstverständigung der Moderne. 

Die Überwindung des szientistischen Vorurteils: Religion als zeitgenössischer 
Gesprächspartner 

Für Habermas ist es entscheidend, zwischen Wissenschaft (als methodischer Suche nach 
Fakten) und Szientismus (als ideologischem Glauben) zu unterscheiden. Das szientistische 
Vorurteil besteht in der Annahme, dass die Naturwissenschaften die einzige legitime Quelle von 
Erkenntnis seien und dass alles, was sich nicht empirisch messen oder mathematisch 
formalisieren lässt – wie etwa religiöse Erfahrungen oder moralische Intuitionen –, purer 
Aberglaube oder subjektive Illusion sei. 

Habermas argumentiert, dass ein radikaler Szientismus selbst dogmatische Züge annimmt. 
Wenn die Wissenschaft behauptet, den Menschen restlos erklären zu können (etwa als rein 
neuronales oder genetisches Programm), überschreitet sie ihre methodischen Grenzen und 
wird selbst zu einer Art „negativer Metaphysik“. Dieses szientistische Weltbild führt zu einer 
Arroganz gegenüber religiösen Traditionen, die als bloße kognitive Irrtümer abgetan werden. 
Die postsäkulare Vernunft hingegen erkennt an, dass die Religion Dimensionen der 
menschlichen Erfahrung artikuliert, die der naturwissenschaftliche Zugriff prinzipiell verfehlt: 



Sinn, Hoffnung, absolute Verpflichtung und die Tiefe subjektiven Erlebens. 

Die Überwindung des Vorurteils führt dazu, die Religion als einen zeitgenössischen und nicht 
als einen „vorgestrigen“ Gesprächspartner wahrzunehmen. Habermas widerspricht der 
Vorstellung, religiöse Menschen lebten in einer anderen Zeit oder seien geistig in der 
Vormoderne stehengeblieben. Vielmehr begreift er das religiöse Bewusstsein als eine moderne 
Antwort auf die Zumutungen der Moderne selbst. Religiöse Traditionen sind für ihn lebendige 
Sprachgemeinschaften, die ein „semantisches Potenzial“ bewahren, das für die moralische 
Selbstaufklärung der säkularen Gesellschaft unentbehrlich sein kann. 

Wenn das szientistische Vorurteil fällt, ändert sich die Qualität des öffentlichen Gesprächs. Die 
Vernunft tritt der Religion nicht mehr als Zensor gegenüber, sondern als ein fragender Partner. 
Dies bedeutet nicht, dass die Vernunft ihre eigenen Standards (Logik, Beweisbarkeit) aufgibt, 
aber sie gesteht der Religion zu, dass ihre Narrative und Symbole einen kognitiven Gehalt 
besitzen können, der sich in eine allgemeine Sprache übersetzen lässt. Das Ziel ist eine 
„komplementäre Lernbereitschaft“: Die Vernunft lernt von der Religion, wo ihre eigenen 
Abstraktionen zu leer werden, und die Religion lernt von der Vernunft, wie sie ihre Ansprüche im 
Raum der allgemeinen Öffentlichkeit rechtfertigen kann. Indem Habermas die Religion aus der 
„Ecke der Irrationalität“ herausholt, bereitet er den Weg für eine tiefere Analyse der 
verschiedenen Rationalitätstypen, die in unserer Gesellschaft gleichzeitig existieren. Er bricht 
mit der Vorstellung, dass es nur eine einzige, monolithische Form der Rationalität gibt, die alle 
anderen Denkweisen im Laufe der Geschichte verdrängt. Stattdessen entwickelt er ein Modell 
der „Gleichzeitigkeit des Ungleichzeitigen“, in dem verschiedene Zugänge zur Welt 
nebeneinander bestehen und sich gegenseitig ergänzen können. 

Das Bewusstsein der „Gleichzeitigkeit“: Die Koexistenz verschiedener 
Rationalitätstypen 

Habermas argumentiert, dass die moderne Gesellschaft durch eine Pluralität von 
Rationalitätsformen gekennzeichnet ist, die jeweils spezifische Aufgaben erfüllen. Die Einsicht 
in die „Gleichzeitigkeit“ bedeutet anzuerkennen, dass die religiöse Welterfahrung nicht durch die 
wissenschaftliche Rationalität „überholt“ wurde, sondern dass beide auf unterschiedliche 
Bedürfnisse der menschlichen Lebenswelt antworten. 

Habermas unterscheidet hierbei primär zwischen zwei Typen: 

Die wissenschaftlich-technische Rationalität: Sie zielt auf die objektive Welt der Tatsachen, auf 
Kausalität, Berechenbarkeit und technologische Verfügungsgewalt. Sie ist unverzichtbar für das 
Überleben und den Wohlstand der modernen Gesellschaft, bleibt aber gegenüber Sinn- und 
Wertfragen neutral. 

Die kommunikativ-religiöse Rationalität: Sie zielt auf die soziale und subjektive Welt. Sie 
artikuliert normative Verpflichtungen, Identitätsfragen und existenzielle Grenzerfahrungen. Diese 
Form der Rationalität ist nicht „weniger vernünftig“, sondern sie folgt einer anderen Logik – der 
Logik der Sinnstiftung und der intersubjektiven Anerkennung in einem umfassenden, oft sakral 
gerahmten Horizont. 

Das Bewusstsein der Gleichzeitigkeit bedeutet eine Absage an ein lineares, evolutionistisches 



Fortschrittsmodell. In der alten Säkularisierungsthese war die Religion die „Kindheit der 
Menschheit“ und die Wissenschaft das „Erwachsenenalter“. Habermas hingegen begreift beide 
als zeitgenössische Ausdrucksformen. Dass Menschen heute gleichzeitig modernste 
Technologie nutzen und tief in religiösen Traditionen verwurzelt sind, ist für ihn kein Zeichen von 
Rückständigkeit oder Schizophrenie, sondern Ausdruck der Komplexität moderner Subjektivität. 
Die Vernunft erkennt an, dass sie die „semantische Energie“ religiöser Bilder und Riten nicht 
aus sich selbst heraus reproduzieren kann. 

Die Koexistenz dieser Rationalitätstypen erzeugt eine produktive Spannung. Habermas sieht in 
der Reibung zwischen dem kühlen, objektivierenden Wissen der Wissenschaft und dem 
warmen, sinnstiftenden Glauben der Religion eine Chance für die moderne Gesellschaft. Die 
säkulare Vernunft bleibt durch den Kontakt mit der Religion davor bewahrt, in einen hohlen 
Materialismus abzugleiten. Umgekehrt wird die Religion durch den Kontakt mit der säkularen 
Vernunft dazu gezwungen, ihre Ansprüche reflexiv zu begründen und mit den Erkenntnissen der 
Wissenschaft zu vereinbaren. Diese „Gleichzeitigkeit“ ist somit die Basis für jenen Lernprozess, 
den Habermas für die Stabilität der liberalen Demokratie für unerlässlich hält. 

7.1.3 Der Pluralismus als Stabilitätsprüfung  

Wenn wir anerkennen, dass verschiedene Rationalitätstypen – säkulare und religiöse – 
gleichzeitig und dauerhaft nebeneinander bestehen, stellt sich die drängende Frage nach dem 
sozialen Zusammenhalt. Der weltanschauliche Pluralismus ist in der Moderne kein 
vorübergehender Zustand, den man durch Missionierung oder Umerziehung auflösen könnte, 
sondern ein unhintergehbares Faktum. 

Habermas stellt die Frage, wie eine liberale Demokratie unter diesen Bedingungen stabil 
bleiben kann. Die Herausforderung besteht darin, dass die Bürger nicht nur in friedlicher 
Gleichgültigkeit nebeneinanderher leben (ein bloßer modus vivendi), sondern eine gemeinsame 
Basis der politischen Loyalität finden müssen. Die Stabilitätsprüfung besteht darin, ob es 
gelingt, religiöse Überzeugungen so in den öffentlichen Raum zu integrieren, dass sie die 
säkulare Ordnung nicht sprengen, sondern durch ihre moralischen Impulse sogar stärken. Es 
geht somit um das Spannungsfeld zwischen der notwendigen religiösen Neutralität des Staates 
und der lebendigen Vielfalt der Überzeugungen in der Zivilgesellschaft. Habermas zeigt auf, 
dass eine moderne Demokratie auf Voraussetzungen ruht, die sie selbst nicht garantieren kann 
– nämlich auf dem Bürgersinn und der moralischen Substanz ihrer Mitglieder, die oft aus 
religiösen Quellen gespeist werden.  

Vom modus vivendi zur deliberativen Anerkennung 

Habermas unterscheidet scharf zwischen zwei Arten, wie eine pluralistische Gesellschaft mit 
weltanschaulichen Differenzen umgehen kann: dem bloßen modus vivendi und der deliberativen 
Anerkennung. 

Der modus vivendi beschreibt einen Zustand, in dem konkurrierende Gruppen den Frieden nur 
deshalb wahren, weil keine Seite stark genug ist, ihre Sichtweise der anderen aufzuzwingen. 
Diese Form der Toleranz ist rein strategisch: Man „erträgt“ den anderen aus pragmatischem 
Kalkül. Habermas warnt davor, dass ein solcher Zustand inhärent instabil ist. Sobald sich die 
Machtverhältnisse verschieben, droht die Unterdrückung der Minderheit durch die Mehrheit. 



Eine liberale Demokratie, die nur auf einem Waffenstillstand zwischen religiösen und säkularen 
Blöcken beruht, verfügt über kein stabiles Fundament. 

Dem stellt Habermas die deliberative Anerkennung gegenüber. Hierbei geht es nicht mehr nur 
darum, die Existenz des anderen zu dulden, sondern dessen Überzeugungen als potenzielle 
Quelle von Einsicht und Wahrheit ernst zu nehmen. Toleranz wird hier zu einer „aktiven 
Tugend“. Der säkulare Bürger muss anerkennen, dass der religiöse Mitbürger nicht einfach 
irrational ist, sondern aus einer Tradition spricht, die einen kognitiven Gehalt hat. Umgekehrt 
muss der religiöse Bürger anerkennen, dass die säkulare Vernunft und die wissenschaftliche 
Erkenntnis legitime Autoritäten in der modernen Welt sind. 

Wahre Toleranz bedeutet laut Habermas eine gegenseitige Zumutung. Sie verlangt von beiden 
Seiten eine „Entschränkung“ der eigenen Perspektive. Das bedeutet für Gläubige, dass sie 
akzeptieren müssen, dass ihre religiösen Wahrheiten in einer pluralistischen Öffentlichkeit nur 
als einer von vielen Beiträgen zählen und diskursiv begründet werden müssen. Umgekehrt 
dürfen Säkulare nicht in einer Haltung verharren, die religiöse Beiträge vorab als bedeutungslos 
aussortiert. 

Diese Form der Anerkennung ist die Voraussetzung dafür, dass Bürger sich trotz 
unüberbrückbarer Differenzen in ihren Grundüberzeugungen als Mitglieder derselben 
politischen Gemeinschaft begreifen können. Die deliberative Anerkennung schafft eine Basis 
des Vertrauens, die es ermöglicht, gemeinsame Gesetze zu akzeptieren, auch wenn man die 
weltanschaulichen Hintergründe der Mitbürger nicht teilt. 

Das „Faktum des Pluralismus“ (Rawls) und die Suche nach einer gemeinsamen Basis 

John Rawls prägte den Begriff des „Faktums des vernünftigen Pluralismus“. Er ging davon aus, 
dass in einer freien Gesellschaft zwangsläufig eine Vielfalt an umfassenden religiösen und 
philosophischen Lehren (comprehensive doctrines) entsteht, die sich nicht auf einen Nenner 
bringen lassen. Da es keinen Konsens über das „gute Leben“ oder die „letzte Wahrheit“ geben 
kann, suchte Rawls nach einem überlappenden Konsens (overlapping consensus). Die Bürger 
sollen sich demnach auf politische Gerechtigkeitsprinzipien einigen, die neutral gegenüber ihren 
jeweiligen Weltanschauungen sind. 

Habermas teilt Rawls’ Analyse des Pluralismus, ist jedoch skeptischer gegenüber dessen 
Lösung. Er kritisiert, dass Rawls die religiösen Überzeugungen zu stark in den privaten Raum 
zurückdrängt. Rawls fordert von den Bürgern, in der Öffentlichkeit nur „öffentliche Gründe“ 
(public reasons) zu verwenden – also Gründe, von denen man erwarten kann, dass alle 
anderen Bürger ihnen zustimmen könnten. Habermas hält dies für eine zu große Last für 
religiöse Menschen, da es von ihnen verlangt, ihre Identität künstlich in einen privaten und 
einen öffentlichen Teil aufzuspalten. Für Habermas liegt die gemeinsame Basis nicht in einem 
vorab festgelegten Satz neutraler Prinzipien, sondern im Verfahren des Diskurses selbst. Die 
gemeinsame Basis ist die gegenseitige Anerkennung als gleichberechtigte Teilnehmer am 
Gespräch. Anstatt religiöse Sprache aus der Öffentlichkeit zu verbannen, möchte Habermas sie 
zulassen und erst im Prozess der Debatte in eine „allgemein zugängliche“ Sprache 
transformieren. Die Basis der Stabilität ist also nicht das Schweigen über Differenzen, sondern 
die Bereitschaft, sich trotz dieser Differenzen auf die Regeln der rationalen Argumentation 



einzulassen. 

Was hält die Gesellschaft im Kern zusammen? Habermas nennt dies Verfassungspatriotismus. 
Die gemeinsame Basis ist die Identifikation mit den prozeduralen Prinzipien des 
demokratischen Rechtsstaats. Diese Loyalität zur Verfassung muss jedoch von den Bürgern 
aus ihren eigenen, tiefen Überzeugungen heraus begründet werden können. Der religiöse 
Bürger bejaht die Verfassung aus seinem Glauben heraus, der säkulare aus seiner 
philosophischen Überzeugung. Der Pluralismus wird so nicht durch Vereinheitlichung, sondern 
durch eine „geteilte Akzeptanz der Spielregeln“ stabilisiert. Die Suche nach dieser Basis führt zu 
einer interessanten Paradoxie: Der säkulare Staat ist auf Ressourcen angewiesen, die er selbst 
nicht produzieren kann.  

Die Paradoxie der liberalen Demokratie: Religiöse Wurzeln als Voraussetzung für 
säkulare Loyalität 

Der liberale Staat garantiert seinen Bürgern weitgehende Freiheiten – auch die Freiheit, sich 
unsolidarisch oder rein egoistisch zu verhalten. Doch eine Demokratie kann auf Dauer nur 
funktionieren, wenn ihre Bürger freiwillig bereit sind, Verantwortung zu übernehmen, sich für das 
Gemeinwohl zu engagieren und die Lasten der Solidarität zu tragen. Hier liegt die Paradoxie: 
Der Staat kann diese moralische Gesinnung nicht per Gesetz erzwingen, ohne seine eigene 
Freiheitlichkeit aufzugeben. 

Habermas erkennt an, dass rechtliche Normen allein nicht ausreichen, um den sozialen 
Zusammenhalt zu sichern. Das Recht kann zwar äußeres Verhalten steuern, aber es kann 
keine „Loyalität“ oder „Opferbereitschaft“ erzeugen. Wenn die Quellen der moralischen 
Motivation versiegen, wird die Gesellschaft zu einer bloßen Ansammlung von 
nutzenmaximierenden Individuen. Habermas befürchtet, dass eine rein säkulare Vernunft, die 
sich nur noch im Medium von Markt und Bürokratie ausdrückt, „semantisch austrocknet“. Sie 
verliert die Sprache, die notwendig ist, um die Herzen der Bürger zu erreichen und sie zu 
bürgerschaftlichem Engagement zu bewegen. 

An dieser Stelle kommen die religiösen Wurzeln ins Spiel. Religiöse Gemeinschaften verfügen 
über ein enormes Potenzial an normativer Bindungskraft. Sie pflegen Narrative der 
Nächstenliebe, der Gerechtigkeit und der Sorge für die Schwachen. Habermas argumentiert, 
dass viele der Werte, auf denen die moderne Demokratie beruht, historisch aus religiösen 
Quellen gespeist wurden. Wenn diese Quellen restlos verschwinden, droht der säkularen 
Ordnung der Verlust ihres moralischen Kapitals. Die Paradoxie besteht also darin, dass der 
Staat zwar säkular sein muss, aber ein vitales Interesse daran haben sollte, dass religiöse 
Sinnressourcen lebendig bleiben. 

Habermas’ Lösung für diese Paradoxie ist nicht die Rückkehr zur Staatsreligion, sondern ein 
Verhältnis der Komplementarität. Der säkulare Staat bleibt weltanschaulich neutral, öffnet sich 
aber gleichzeitig für die Impulse, die aus religiösen Lebenswelten kommen. Er erkennt an, dass 
religiöse Bürger oft eine tiefere Motivation für solidarisches Handeln mitbringen, die für die 
gesamte Gesellschaft nützlich ist. Die „säkulare Loyalität“ speist sich somit paradoxerweise oft 
aus „religiösen Wurzeln“. 

7.2 Der postsäkulare Auftrag: Die kognitive Relevanz religiöser 



Gehalte  

Für Habermas ist die zentrale Problemstellung der postsäkularen Konstellation die Frage nach 
der normativen Selbsterhaltung der Moderne. Er bricht mit der optimistischen Annahme, dass 
eine rein säkulare Vernunft, sobald sie einmal von metaphysischen und religiösen „Fesseln“ 
befreit ist, aus sich heraus genügend Kraft generieren kann, um die moralischen Grundlagen 
einer freien Gesellschaft dauerhaft zu reproduzieren. 

Diese Problemstellung lässt sich als „Voraussetzungskrise“ beschreiben. Eine liberale, 
demokratische Ordnung ist auf einen Bürgersinn angewiesen, der über das bloße Verfolgen 
privater Interessen hinausgeht. Doch genau hier diagnostiziert Habermas eine paradoxe 
Entwicklung: Während die moderne Welt ökonomisch und technologisch expandiert, scheinen 
ihre moralischen Motivationsquellen zu versiegen. Die rein prozedurale Vernunft der 
Diskursethik (Kapitel 6) ist zwar in der Lage, die Richtigkeit von Normen zu begründen, sie 
bleibt aber oft ohnmächtig, wenn es darum geht, diese Normen in das handelnde Bewusstsein 
der Menschen zu integrieren. Sie sieht sich zum einen mit dem Problem der semantischen 
Verarmung konfrontiert: Kann eine Sprache, die nur noch in Kategorien von Effizienz, Recht und 
Nutzen denkt, die existenziellen Tiefendimensionen des Menschseins überhaupt noch 
erfassen? Zum anderen gibt es eine Motivationslücke: Wie lässt sich die Bereitschaft zur 
Solidarität und zum Schutz der menschlichen Würde aufrechterhalten, wenn die ehemals 
religiösen Begründungen wegfallen, die säkularen Ersatzbegriffe aber „kalt“ bleiben? 

Habermas’ These ist radikal: Er postuliert, dass die Vernunft auf die kognitive Relevanz 
religiöser Gehalte angewiesen ist, nicht weil sie „gläubig“ werden will, sondern um sich selbst 
vor einer totalen Funktionalisierung zu schützen. Die Religion wird hier als eine Art 
„unverzichtbarer Außenseiter“ begriffen, der in seinen Traditionen moralische Einsichten 
bewahrt hat, die die Philosophie zwar säkularisiert, aber in ihrer Motivationskraft noch nicht 
vollständig „eingeholt“ hat. 

Es geht also nicht um eine bloße Bestandsaufnahme des Glaubens, sondern um die Frage, ob 
die Vernunft die Kraft besitzt, diese religiösen „Sinnressourcen“ für eine säkulare Öffentlichkeit 
zu bergen, ohne ihre eigene Autonomie preiszugeben. 

7.2.1 Das Motivationsdefizit der Moderne  

Habermas sieht als Kernproblem der spätmodernen Gesellschaft die Diskrepanz zwischen 
normativer Einsicht und praktischem Handeln. Moderne Demokratien verfügen zwar über ein 
hoch entwickeltes Instrumentarium zur rationalen Begründung von Regeln (etwa durch das 
Recht und die Diskursethik), verlieren aber zunehmend die Fähigkeit, die Bürger auch zur 
Identifikation mit diesen Regeln zu bewegen.  

Der Begriff „Motivationsdefizit“ beschreibt eine Erschöpfung der bürgerschaftlichen Energie. 
Habermas befürchtet, dass eine rein säkulare Gesellschaft, die sich ausschließlich über 
Marktmechanismen und bürokratische Verwaltung organisiert, ihre moralischen Grundlagen 
nicht aus sich selbst heraus erhalten kann. Wenn die Sprache der Vernunft sich auf das bloß 
Technische und Funktionale reduziert, verliert sie den Kontakt zu jenen „semantischen 
Energien“, die Menschen dazu bringen, sich für das Gemeinwohl oder die Rechte anderer 
einzusetzen, auch wenn dies keinen unmittelbaren persönlichen Nutzen verspricht. Es geht 



hierbei um die Suche nach dem, was die „prozedurale Vernunft“ lebendig hält und verhindert, 
dass sie zu einer hohlen Formel erstarrt. 

In dieser vertieften Analyse von 7.2.1.1 wird deutlich, dass Habermas’ Kritik an der „verwalteten 
Welt“ über eine bloße Gesellschaftskritik hinausgeht; sie ist eine fundamentale Diagnose über 
den Zustand unserer Sprache. Er argumentiert, dass die moderne Vernunft im Zuge ihrer 
eigenen Erfolgsgeschichte ein „semantisches Opfer“ gebracht hat, das nun ihre politische 
Stabilität bedroht. 

Die semantische Austrocknung der säkularen Vernunft in der verwalteten Welt  

Der Begriff der „semantischen Austrocknung“ beschreibt bei Habermas den Prozess, in dem die 
Sprache ihre Fähigkeit verliert, moralische und existenzielle Verbindlichkeit zu erzeugen. In der 
spätmodernen Gesellschaft wird die Lebenswelt zunehmend von den Systemen Markt und 
Bürokratie „kolonisiert“. Dies hat gravierende Folgen für die Qualität des vernünftigen Diskurses. 
In der verwalteten Welt wird die Alltagssprache durch spezialisierte Expertendiskurse 
(Ökonomie, Recht, Technik) verdrängt. Diese Sprachen sind zwar hochgradig effizient darin, 
Probleme zu lösen, aber sie sind „wertneutral“. Ein ökonomischer Diskurs kann über 
„Humankapital“ sprechen, aber er findet kein Wort für die unantastbare Würde eines Menschen 
in einer Leidsituation. Die Sprache wird dünner, flacher und verliert ihre Resonanzräume für 
das, was Habermas „das Unbedingte“ nennt. Erkenntnis und Motivation fallen damit 
auseinander: Wir wissen zwar rational, dass wir solidarisch sein sollten (Einsicht), aber dieses 
Wissen bleibt oft folgenlos für unser Handeln. Die säkulare Sprache der Vernunft ist „kalt“ 
geworden; sie bietet zwar Argumente, aber sie liefert keine Bilder oder Erzählungen mehr, die 
das Individuum im Innersten ansprechen und zur Identifikation mit moralischen Zielen bewegen 
könnten. 

In einer rein säkularen, verwalteten Welt werden Themen wie Tod, radikales Leid oder die Bitte 
um Vergebung oft als „Privatsache“ oder als psychologisches Problem behandelt. Die 
öffentliche Vernunft hat keine Kategorien mehr, um diese Erfahrungen gemeinschaftlich zu 
verarbeiten. Wenn die Vernunft jedoch vor diesen Grenzfragen verstummt, verliert sie ihre Tiefe 
und ihre Relevanz für die Lebensführung des Einzelnen. Habermas sieht hierin eine Gefahr für 
das „Projekt der Moderne“ selbst. Wenn die Sprache austrocknet, schwindet auch die Fähigkeit 
zur deliberativen Demokratie. Denn Demokratie braucht Bürger, die nicht nur strategisch ihren 
Nutzen berechnen, sondern die sich durch Worte berühren und zu solidarischem Handeln 
motivieren lassen. Die „verwaltete Welt“ produziert zwar reibungslose Abläufe, aber sie 
hinterlässt ein semantisches Vakuum. Dieses Vakuum ist der Ort, an dem Habermas die 
Notwendigkeit sieht, sich wieder den religiösen Traditionen zuzuwenden – nicht um dorthin 
zurückzukehren, sondern um die dort noch vorhandenen „semantischen Energien“ für die 
Vernunft zurückzugewinnen. 

Warum instrumentelle Vernunft keine Solidarität stiften kann: Die Suche nach 
„Sinnressourcen“  

Habermas geht davon aus, dass die instrumentelle Vernunft – also jenes Denken, das die Welt 
unter dem Aspekt der technischen Beherrschung und der effizienten Mittelwahl betrachtet – 
eine strukturelle Blindheit gegenüber den Bedingungen der Solidarität aufweist. Das Problem 
liegt in der rein egozentrischen Logik des rationalen Kalküls: Die instrumentelle Vernunft fragt 



stets nach dem individuellen Nutzen. In einem sozialen Gefüge, das ausschließlich auf solchen 
Kosten-Nutzen-Rechnungen basiert, wird Solidarität zu einem instabilen Nebenprodukt, das 
sofort wegbricht, wenn der persönliche Vorteil entfällt. Habermas pointiert hier die Gefahr, dass 
eine Gesellschaft, die moralische Bindungen nur noch über strategisches Handeln und 
rechtliche Sanktionen zu steuern versucht, ihre eigene normative Substanz aufzehrt. 

Solidarität verlangt jedoch nach einer Form der Anerkennung, die über das bloße Rechnen 
hinausgeht; sie erfordert die Identifikation mit einem gemeinsamen Ganzen und die 
Bereitschaft, für den „Anderen“ einzustehen, auch wenn dies mit persönlichen Opfern 
verbunden ist. Diese moralische Energie kann die instrumentelle Vernunft nicht aus sich selbst 
heraus generieren, da sie die Welt und die Mitmenschen tendenziell objektiviert und in 
verfügbare Daten verwandelt. Habermas spricht in diesem Zusammenhang von einer 
notwendigen Suche nach „Sinnressourcen“. Er erkennt an, dass die Lebenswelt auf kulturelle 
Überlieferungen angewiesen ist, die dem Einzelnen eine Orientierung bieten, welche nicht in 
der Logik des Marktes oder der Bürokratie aufgeht. 

Die Religion tritt hier als eine jener Quellen auf, die Sinngehalte bewahrt haben, welche für die 
instrumentelle Vernunft unzugänglich bleiben. Religiöse Traditionen bieten Horizonte, die das 
menschliche Leben in einen größeren, oft transzendenten Zusammenhang stellen und dadurch 
eine tiefere Motivationsbasis für solidarisches Handeln schaffen. Habermas sieht die 
Philosophie vor der Herausforderung, diese Sinnressourcen zu identifizieren und sie vor der 
totalen Funktionalisierung zu schützen. Es geht ihm um die Rettung eines normativen 
Bewusstseins, das erkennt, dass die Grundlagen einer freien Gesellschaft „parasitär“ von 
kulturellen Beständen leben, die nicht technisch produziert, sondern nur kommunikativ gepflegt 
und aus geschichtlichen Quellen geschöpft werden können. Ohne diese Rückbindung an tiefere 
Sinnhorizonte droht die Solidarität zu einer leeren Formel zu verkommen, die in der Kälte der 
rein instrumentellen Vernunft erstarrt. 

Die Motivationskraft religiöser Narrative im Vergleich zu rechtlichen Normen  

Der Unterschied zwischen der motivierenden Wirkung von Gesetzestexten und der von 
religiösen Erzählungen besteht darin, dass rechtliche Normen zwar die notwendige formale 
Struktur für ein friedliches Zusammenleben in einer komplexen Gesellschaft bieten, aber oft 
nicht die emotionale und motivationale Tiefe erreichen, die notwendig ist, um Menschen zu 
echtem bürgerschaftlichem Engagement und altruistischer Solidarität zu bewegen. Das Recht 
wirkt primär durch externen Zwang oder die Drohung von Sanktionen; es ist eine „kalte“ Form 
der Verpflichtung, die das Verhalten zwar steuert, aber die Person nicht in ihrem innersten 
Selbstverständnis transformiert. 

Demgegenüber besitzen religiöse Narrative – also Mythen, Parabeln und Heilsgeschichten – 
eine spezifische Form der „semantischen Energie“, die in der Lage ist, die Identität eines 
Individuums ganzheitlich anzusprechen. Wo ein Paragraph lediglich eine abstrakte Gleichheit 
verordnet, erzählt ein religiöses Narrativ, etwa das vom Barmherzigen Samariter, eine 
Geschichte der radikalen Verantwortung für den Nächsten. Diese Geschichten wirken nicht 
durch logische Ableitung, sondern durch die Kraft der Veranschaulichung und die Einbettung 
des Einzelnen in einen sinnhaften Zeithorizont, der über das eigene Leben hinausweist. 
Habermas erkennt an, dass diese „innere“ Motivation für die Stabilität der Demokratie 
unverzichtbar ist, da ein Staat, der seine Bürger nur noch über rechtliche Androhungen zur 



Kooperation zwingt, seine freiheitliche Grundlage verliert. 

Die Überlegenheit des Narrativen in Bezug auf die Motivation liegt für Habermas in der 
Fähigkeit der Religion, moralische Intuitionen in Bildern zu „archivieren“, die auch in 
Krisenzeiten abrufbar bleiben. Während die philosophische Ethik oft bei der Begründung von 
Prinzipien stehen bleibt, bietet die Religion eine Einübung in eine Lebensform. In einer 
postsäkularen Gesellschaft stellt sich daher die Frage, wie die Motivationskraft dieser 
Erzählungen erhalten werden kann, wenn die religiöse Bindung schwindet. Habermas plädiert 
dafür, dass die säkulare Vernunft die „semantische Energie“ dieser Geschichten nicht als 
irrationalen Ballast abtut, sondern versucht, deren moralischen Kern zu bergen. Es geht darum, 
die Kluft zwischen der „Nüchternheit des Rechts“ und der „Wärme der Lebenswelt“ zu 
überbrücken, indem die Vernunft lernt, die motivierenden Impulse religiöser Sprache für ihre 
eigenen, säkularen Zwecke – wie etwa den Schutz der Menschenrechte – fruchtbar zu machen. 

7.2.2 Religion als semantisches Archiv 

Habermas betrachtet religiöse Traditionen nicht als überholte Weltbilder, sondern als ein 
„semantisches Archiv“, das menschliche Grunderfahrungen in einer Tiefe und Differenziertheit 
bewahrt hat, die der säkularen Vernunft oft fehlt. Die Problemstellung hierbei ist die Frage nach 
dem Gehalt: Was genau kann die Vernunft von der Religion lernen? Habermas geht davon aus, 
dass religiöse Sprachen über Jahrtausende hinweg Begriffe und Symbole für jene Zonen des 
menschlichen Lebens entwickelt haben, die sich einer rein technischen oder ökonomischen 
Logik entziehen. In einer Zeit, in der die moderne Welt dazu neigt, alles Leid zu pathologisieren 
und jede Schuld zu ökonomisieren, fungiert das religiöse Archiv als ein Schutzraum für die 
Komplexität menschlicher Existenz. 

Habermas sieht damit die Funktion religiöser Überlieferungen als ein spezifisches „Depot“, in 
dem die Menschheit ihre tiefsten Erfahrungen mit den existenziellen Grenzsituationen des 
Lebens sprachlich gefasst und über Jahrtausende bewahrt hat. Die Problemstellung ergibt sich 
hier aus einer empfundenen Sprachlosigkeit der Moderne: Die säkulare, 
wissenschaftlich-technische Sprache ist zwar hervorragend geeignet, die Welt zu erklären und 
zu manipulieren, sie erweist sich jedoch als auffallend arm, wenn es darum geht, dem 
individuellen und kollektiven Erleben von Leid, Schuld, Tod und dem Bedürfnis nach 
Versöhnung einen angemessenen Ausdruck zu verleihen. Habermas argumentiert, dass die 
Religion hier eine semantische Tiefenschärfe besitzt, die durch keine noch so differenzierte 
psychologische oder soziologische Terminologie vollständig ersetzt werden kann. 

Besonders deutlich wird dies am Umgang mit dem Leid. Während die moderne Medizin 
Schmerz behandelt und die Sozialwissenschaften seine Ursachen analysieren, bewahrt die 
religiöse Sprache die Fähigkeit zur Klage und zur Artikulation des Ungetrösteten. Sie bietet 
einen Resonanzraum für das Schicksal der Opfer der Geschichte, deren Leiden in einem rein 
säkularen Fortschrittsglauben oft sinnlos erscheint oder einfach in Vergessenheit gerät. Das 
religiöse Archiv hält hier die Erinnerung an eine Gerechtigkeit wach, die über das bloß rechtlich 
Machbare hinausgeht. Ähnliches gilt für die Kategorien von Schuld und Versöhnung. In einer 
verwalteten Welt, die dazu neigt, Verfehlungen entweder zu juristischen Tatbeständen zu 
verkürzen oder als therapeutisch zu behandelnde Fehlfunktionen zu betrachten, bewahrt die 
Religion die Idee einer moralischen Umkehr und einer Vergebung, die die Integrität der Person 
wiederherstellen kann. Diese Begriffe leisten eine Arbeit an der „Heilung der Lebenswelt“, für 



die die säkulare Vernunft allein kaum über ausreichende semantische Mittel verfügt. 

Schließlich bildet das Depot der Grenzerfahrungen ein Bollwerk gegen die Verdrängung der 
menschlichen Endlichkeit. Im Angesicht des Todes bietet die religiöse Symbolik Formen der 
rituellen Begleitung und der Einbettung des individuellen Endes in einen größeren Sinnhorizont. 
Habermas sieht in der Fähigkeit der Religion, diese Erfahrungen nicht einfach wegzuerklären, 
sondern sie als integralen Bestandteil des Menschseins zur Sprache zu bringen, einen 
kognitiven Gehalt, den die Philosophie respektieren und für ihr eigenes Selbstverständnis 
fruchtbar machen muss. Es geht ihm dabei nicht um die Übernahme religiöser Dogmen, 
sondern um die Einsicht, dass die Vernunft „leer“ zu werden droht, wenn sie den Kontakt zu 
diesen tiefen Schichten der menschlichen Selbsterfahrung verliert. Das Archiv der Religionen 
dient somit als eine Art lebensweltliche Rückversicherung, die verhindert, dass das Subjekt in 
einer rein funktionalistischen Welt moralisch und existenziell verstummt 

Religiöse Symbole als kodierte moralische Intuitionen 

Religiöse Symbole sind keine bloßen poetischen Ausschmückungen oder gar irrationale Relikte, 
sondern fungieren als hochkonzentrierte Speicher für moralische Grundeinsichten. Diese 
Symbole bilden eine Brücke zwischen der unmittelbaren religiösen Erfahrung und den 
abstrakten moralischen Prinzipien, die heute das Fundament unserer Rechtsordnung bilden. 

Viele unserer heutigen säkularen moralischen Selbstverständlichkeiten haben ihren Ursprung in 
religiösen Bildern, die über Jahrtausende hinweg „kodiert“ wurden. Ein zentrales Beispiel ist der 
Begriff der „Gottesebenbildlichkeit“. In diesem religiösen Symbol ist die Intuition enthalten, dass 
jeder Mensch eine unantastbare Würde besitzt, die vollkommen unabhängig von seinen 
Leistungen, seiner Herkunft oder seinem gesellschaftlichen Nutzen ist. Während die moderne 
Philosophie versucht, diese Würde über Konzepte wie die „Autonomie des Subjekts“ zu 
begründen, bewahrt das religiöse Symbol die ursprüngliche Intensität dieser Einsicht. Es 
schützt die Idee der Würde vor einer schleichenden Ökonomisierung oder Biologisierung, indem 
es sie als etwas absolut Unverfügbares rahmt. 

Diese Symbole fungieren als eine Art „moralisches Gedächtnis“ der Menschheit. Sie enthalten 
Erfahrungen der Unbedingtheit und der radikalen Verantwortung für den Anderen, die in rein 
rationalistischen Ethiken oft verblassen. Ein Symbol wie das „Reich Gottes“ etwa kodiert die 
Intuition einer vollkommenen Gerechtigkeit und einer herrschaftsfreien Gemeinschaft. Auch 
wenn die moderne Vernunft diese Vorstellung als utopisch oder metaphysisch ablehnt, bleibt 
der in ihr gespeicherte moralische Impuls – das Streben nach einer Welt ohne Unterdrückung – 
ein unverzichtbarer Stachel für das politische Handeln. 

Der entscheidende Punkt für Habermas ist, dass diese Symbole eine evokative Kraft besitzen. 
Sie sprechen nicht nur den Verstand an, sondern binden die moralische Einsicht an die 
emotionale und identitäre Tiefenschicht des Menschen. In einer postsäkularen Gesellschaft 
besteht die Herausforderung darin, diese „kodierten Intuitionen“ zu dechiffrieren. Die Vernunft 
muss versuchen, den kognitiven Kern dieser Symbole herauszuschälen und ihn in eine 
allgemein zugängliche Sprache zu übersetzen, ohne dabei die motivierende Kraft zu zerstören, 
die in dem ursprünglichen Bild lag. Habermas sieht in der Religion somit eine Art „Vorschule“ 
der Vernunft, die moralische Wahrheiten bereits lange vor ihrer philosophischen Formalisierung 



in Bildern und Riten sichergestellt hat 

Das Unabgegoltene: Welche Gehalte der Religion noch nicht in Philosophie 
aufgegangen sind 

Mit der vertieften Auseinandersetzung mit dem Konzept des Unabgegoltenen markiert 
Habermas eine entscheidende Zäsur gegenüber dem klassischen, triumphalistischen 
Aufklärungsmodell. Während Denker wie Hegel davon ausgingen, dass die Philosophie die 
religiösen Vorstellungen restlos in den „Begriff“ überführen und damit die Religion als 
geschichtliche Stufe hinter sich lassen könne, beharrt Habermas auf einer bleibenden Differenz. 
Er identifiziert Gehalte im religiösen Bewusstsein, die wie Fremdkörper in der modernen 
Vernunft wirken, weil sie Sehnsüchte und Ansprüche artikulieren, für welche die säkulare 
Sprache bisher keine hinreichende Entsprechung gefunden hat. Dieses Unabgegoltene ist kein 
bloßes Defizit an Rationalität, sondern ein Hinweis auf die Grenzen der säkularen Vernunft 
selbst, die im Prozess ihrer Formalisierung bestimmte existenzielle Tiefendimensionen verloren 
hat. 

Ein zentrales Moment dieses Unabgegoltenen ist das, was unter dem Begriff der 
anamnetischen Solidarität gefasst wird. Die säkulare Ethik und die politische Philosophie sind 
weitgehend zukunftsorientiert; sie zielen auf die Herstellung von Gerechtigkeit für die heute 
Lebenden und künftige Generationen. Doch sie stehen ohnmächtig und sprachlos vor dem 
ungeheuren Berg an vergangenem Leid und dem Schicksal der bereits verstorbenen Opfer der 
Geschichte. Die Religion hingegen bewahrt mit ihren Narrativen von Rettung, Jüngstem Gericht 
und Auferstehung einen radikalen Protest gegen die endgültige Vernichtung durch den Tod und 
die Unumkehrbarkeit der Zeit. Habermas erkennt an, dass die Vernunft diese Hoffnung zwar 
nicht teilen kann, ohne sich selbst aufzugeben, dass sie aber den in dieser Hoffnung 
enthaltenen Impuls – den Schrei nach einer Gerechtigkeit, die auch die Toten einschließt – als 
einen „Stachel“ in ihrem eigenen Bewusstsein behalten muss. Wenn die Vernunft diesen 
religiösen Gehalt einfach als „irrational“ abtut, droht sie in einen Zynismus abzugleiten, der sich 
mit dem geschichtlichen Erfolg der Sieger abfindet. 

Darüber hinaus erstreckt sich das Unabgegoltene auf die Praxis der Versöhnung und den 
Umgang mit radikaler Schuld. In einer säkularisierten Welt, die moralische Verfehlungen 
zunehmend in juristische oder therapeutische Kategorien übersetzt, schwindet die Sprache für 
eine tiefgreifende existenzielle Erneuerung des Subjekts. Begriffe wie „Gnade“ oder „Erlösung“ 
enthalten eine semantische Energie, die über das hinausgeht, was eine formale Entschuldigung 
oder ein rechtlicher Schadensausgleich leisten kann. Das Unabgegoltene erinnert die 
Philosophie daran, dass der Mensch ein Bedürfnis nach Ganzheit und Heilung hat, das durch 
prozedurale Gerechtigkeit allein nicht gestillt wird. Das Festhalten an diesen „noch nicht 
übersetzbaren“ Restbeständen der Religion dient Habermas somit als Schutz vor einer totalen 
Naturalisierung des Menschen. Die Religion fungiert als ein notwendiges Korrektiv, das die 
Vernunft davor bewahrt, sich im bloß Bestehenden einzurichten und ihre eigene 
transzendierende Kraft zu vergessen. 

7.2.3 Die rettende Kritik: Habermas’ hermeneutischer Ansatz 

Nachdem die Religion als „semantisches Archiv“ und die Existenz „unabgegoltener Gehalte“ 
identifiziert ist, stellt sich die entscheidende Frage nach dem Wie: Wie kann die säkulare 



Vernunft auf diese Schätze zugreifen, ohne ihren eigenen Anspruch auf rationale Begründung 
zu verraten? Habermas entwickelt hierfür das Konzept der „rettenden Kritik“, ein 
hermeneutischer Ansatz, der die Vernunft in ein lernendes Verhältnis zum Glauben setzt. 

Die Grundidee der rettenden Kritik besteht darin, religiöse Gehalte nicht einfach als bloße 
Mythen zu verwerfen, sondern sie auf ihren kognitiven Kern hin zu untersuchen. Habermas 
möchte die moralischen Intuitionen, die in religiöser Sprache „eingekapselt“ sind, für die 
allgemeine Vernunft bergen. Dieser Prozess ist eine Gratwanderung: Die Vernunft darf nicht 
sakral werden (also selbst an Wunder oder Offenbarung glauben), aber sie darf auch nicht 
destruktiv wirken (also die Religion einfach für dumm erklären). 

Kritik vs. Destruktion: Warum Vernunft religiöse Gehalte „retten“ muss 

Den Kern seines revidierten Aufklärungskonzepts bildet eine scharfe Trennung zwischen einer 
rein destruktiven und einer „rettenden“ Kritik der Religion. Während die klassische 
Religionskritik des 19. Jahrhunderts – etwa bei Feuerbach, Marx oder Nietzsche – darauf 
abzielte, religiöse Vorstellungen als bloße Illusionen, Projektionen oder Machtinstrumente zu 
entlarven und sie somit intellektuell zu vernichten, verfolgt Habermas ein konstruktives Ziel. Er 
argumentiert, dass die Vernunft im Zuge einer rein destruktiven Kritik Gefahr läuft, sich selbst 
den lebenweltlichen und gesellschaftlichen Boden zu entziehen: Indem sie die religiöse Hülle 
zertrümmert, droht sie auch jene kostbaren moralischen und semantischen Gehalte zu 
verlieren, die in diesen Traditionen über Jahrtausende hinweg gereift sind. 

Der Grund, warum die Vernunft religiöse Gehalte „retten“ muss, liegt in ihrer eigenen, bereits 
diagnostizierten semantischen Verarmung. Habermas begreift die säkulare Vernunft nicht als 
eine autarke Instanz, die alle Sinnfragen aus sich selbst heraus beantworten kann. Vielmehr 
erkennt er an, dass die Moderne auf moralischen Intuitionen beruht, die sie zwar rechtlich 
formalisiert, aber nicht in ihrer ursprünglichen Tiefe hervorgebracht hat. Eine Kritik, die Religion 
lediglich als „Unvernunft“ beiseiteschiebt, agiert daher destruktiv gegenüber den eigenen 
Grundlagen. Die rettende Kritik hingegen versteht sich als ein Verfahren der Bergung: Sie 
versucht, den kognitiven und normativen Gehalt aus dem Kontext der religiösen Überlieferung 
herauszulösen, um ihn vor dem Vergessen oder der Banalisierung in einer rein 
technokratischen Welt zu bewahren. 

Dieser Prozess der Rettung ist für Habermas eine Form der „Aneignung durch Übersetzung“. Er 
sieht die Philosophie in der Pflicht, die religiöse Sprache ernsthaft auf ihre Wahrheit hin zu 
befragen, anstatt sie vorab als bedeutungslos zu disqualifizieren. Wenn die Vernunft religiöse 
Gehalte „rettet“, tut sie dies nicht aus einer religiösen Bekehrung heraus, sondern aus einem 
aufgeklärten Eigeninteresse an der Aufrechterhaltung jener „Sinnressourcen“, die für den 
sozialen Zusammenhalt und die Motivation zu solidarischem Handeln unerlässlich sind. Die 
rettende Kritik ist somit ein Akt der Selbstreflexion der Vernunft: Sie erkennt ihre eigene 
Endlichkeit an und begreift, dass sie die religiöse Tradition als einen notwendigen 
Gesprächspartner braucht, um ihre eigenen moralischen Konzepte – wie etwa die unantastbare 
Würde des Einzelnen – nicht zu leeren Abstraktionen verkommen zu lassen. In diesem Sinne 
bedeutet „Kritik“ bei Habermas nicht länger Zerstörung, sondern eine differenzierte Prüfung, die 
das Bleibende vom Vergänglichen scheidet. 



Der methodische Agnostizismus als Brücke zwischen Glauben und Wissen 

Der methodische Agnostizismus ist weit mehr als eine persönliche Unentschiedenheit in 
Glaubensfragen; er ist eine notwendige prozedurale Haltung der öffentlichen Vernunft, die als 
Brücke zwischen den oft unversöhnlich gegenüberstehenden Welten von Glauben und Wissen 
dient. 

Der Kern dieses Ansatzes liegt in einer bewussten Zurückhaltung der Vernunft. Habermas 
fordert, dass die säkulare Vernunft, wenn sie im öffentlichen Raum auf religiöse Äußerungen 
trifft, auf ihr herkömmliches Privileg verzichtet, diese sofort als „wahr“ oder „falsch“ (im Sinne 
von empirisch beweisbar) zu klassifizieren. Die Vernunft nimmt gegenüber dem 
Wahrheitsanspruch der Religion eine agnostische Position ein: Sie erklärt sich für unzuständig, 
die Frage nach der Existenz Gottes oder der Faktizität einer Offenbarung zu entscheiden. Diese 
Enthaltung ist „methodisch“, weil sie nicht das Ziel hat, die religiöse Wahrheit zu leugnen, 
sondern einen neutralen Raum zu schaffen, in dem das Gespräch über die moralischen 
Konsequenzen dieser Überzeugungen stattfinden kann. 

Diese Haltung fungiert als Brücke, weil sie beide Seiten in die Pflicht nimmt. Den säkularen 
Bürgern verlangt der methodische Agnostizismus ab, religiöse Argumente nicht länger als 
bloßes „Rauschen“ oder irrationales Vorurteil abzutun. Sie müssen anerkennen, dass hinter der 
religiösen Sprache ein kognitiver Gehalt stehen kann, der für die Gesellschaft relevant ist. Den 
religiösen Bürgern wiederum bietet dieser Agnostizismus Schutz: Ihre Sprache wird nicht vorab 
zensiert, aber sie werden eingeladen, ihre Einsichten so zu präsentieren, dass sie auch für 
Außenstehende nachvollziehbar werden. Die Vernunft tritt hier nicht als Richter auf, der über 
den Glauben urteilt, sondern als ein neugieriger, wenn auch nüchterner Übersetzer. 

Indem die Vernunft ihre eigene Grenzziehung akzeptiert – also einsieht, dass sie das 
Transzendente weder beweisen noch endgültig widerlegen kann –, gewinnt sie eine neue 
Freiheit. Sie kann sich nun unbefangen dem „semantischen Archiv“ der Religionen zuwenden. 
Der methodische Agnostizismus verhindert, dass die Begegnung in einen Kulturkampf ausartet, 
in dem nur noch dogmatische Setzungen aufeinanderprallen. Stattdessen ermöglicht er eine 
deliberative Praxis, in der die Frage nach der „Wahrheit“ des Glaubens durch die Frage nach 
der „Relevanz“ seiner moralischen Impulse für das gemeinsame Leben ersetzt wird. Damit ist 
die Basis für das nächste Stadium der rettenden Kritik gelegt: die tatsächliche Transformation 
religiöser Inhalte in eine allgemein zugängliche Sprache. 

Die Aneignung durch Transformation: Wie Vernunft von der Religion lernt, ohne 
sakral zu werden 

Der Vollzug der „rettenden Kritik“ als Übergang von der bloßen Wertschätzung religiöser 
Gehalte zu ihrer aktiven Integration in das Gebäude der modernen Vernunft im Prozess der 
Aneignung durch Transformation ist das Herzstück des postsäkularen Projekts. 

Die Transformation ist für Habermas ein selektiver und übersetzender Akt. Die Vernunft nähert 
sich der Religion nicht, um selbst religiös zu werden oder um magische Weltbilder zu 
rehabilitieren. Vielmehr fungiert sie als eine Art Filter, der den universalen moralischen Kern 
einer religiösen Aussage von deren partikularem, kultischem oder dogmatischem Kontext 
trennt. Das Ziel ist es, religiöse Gehalte so zu reformulieren, dass ihre „Wahrheit“ nicht mehr 



von der Zugehörigkeit zu einer spezifischen Glaubensgemeinschaft abhängt, sondern im „Raum 
der Gründe“ für jedermann einsichtig wird. 

Ein klassisches Beispiel für diesen Prozess ist die Transformation der biblischen Vorstellung, 
dass der Mensch „nach dem Bilde Gottes“ geschaffen wurde. In ihrem ursprünglichen sakralen 
Kontext begründet diese Aussage eine Beziehung zwischen Schöpfer und Geschöpf. In der 
Transformation durch die Vernunft wird daraus das Prinzip der unantastbaren Menschenwürde 
und der Gleichheit aller Rechtssubjekte. Der religiöse Impuls – dass kein Mensch über einen 
anderen verfügen darf, weil jeder einen absoluten Wert besitzt – wird so „gerettet“ und in die 
Sprache des Verfassungsrechts übersetzt. Dabei verliert der Begriff seine sakrale Aura, gewinnt 
aber an universaler Geltung. Die Vernunft lernt hierbei von der Religion, indem sie erkennt, dass 
ihre eigenen abstrakten Normen oft auf solchen „vorgeformten“ Intuitionen beruhen, die sie 
selbst kaum in dieser Intensität hätte erfinden können. 

Wichtig ist dabei, dass die Vernunft bei dieser Aneignung ihre Agnostik bewahrt. Sie übernimmt 
nicht den Glauben an die göttliche Quelle, sondern sie erkennt die „semantische Energie“ und 
die kognitive Stimmigkeit des daraus resultierenden moralischen Anspruchs an. Dieser 
Lernprozess ist keine Einbahnstraße: Indem die Vernunft religiöse Gehalte transformiert, zwingt 
sie die Religion gleichzeitig dazu, sich gegenüber der säkularen Welt zu rechtfertigen und ihre 
Ansprüche reflexiv zu klären. So entsteht eine Symbiose, in der die Moderne ihre moralischen 
Bestände erneuert, während die Religion ihre Anschlussfähigkeit an die globale Öffentlichkeit 
sichert. Die Vernunft wird durch diesen Prozess nicht „sakralisiert“, aber sie wird bereichert und 
gegen die eigene Tendenz zur rein technischen Selbstauslöschung immunisiert.. 

7.3 Die Forderung nach Übersetzung (Glaube als Ressource) 

Wenn wir anerkennen, dass Religion ein relevantes „semantisches Archiv“ ist, stellt sich die 
Frage: Wie soll der liberale Staat im politischen Alltag mit religiösen Argumenten umgehen? In 
der demokratietheoretischen Praxis geht es um das Spannungsverhältnis zwischen der 
notwendigen Säkularität des Staates und der religiösen Vitalität der Bürger. Habermas bricht 
hier mit der strengen laizistischen Vorstellung, dass Religion eine reine Privatsache sei, die aus 
dem öffentlichen Raum verbannt werden müsse. Er argumentiert, dass eine solche 
Ausgrenzung die Demokratie um wertvolle moralische Impulse bringen würde. 

Gleichzeitig kann ein moderner Rechtsstaat keine Gesetze auf der Basis von Dogmen oder 
Offenbarungen verabschieden, da diese nicht für alle Bürger (insbesondere für Andersgläubige 
oder Atheisten) einsehbar sind. Die Lösung dieses Dilemmas ist die Übersetzung: Religiöse 
Gehalte müssen in eine „allgemein zugängliche Sprache“ überführt werden, um politisch 
wirksam zu werden. Habermas versteht dies als eine kooperative Aufgabe, die sowohl den 
Gläubigen als auch den Säkularen spezifische kognitive Lasten aufbürdet. Es geht darum, 
Glaube als eine Ressource zu nutzen, ohne die säkulare Basis der Verfassung zu gefährden. 

7.3.1 Der kooperative Übersetzungsprozess 

Habermas führt hier ein Modell der geteilten Verantwortung ein. Er widerspricht der Ansicht, 
dass nur die religiösen Bürger die Last der Anpassung an die Moderne tragen müssen. 
Vielmehr fordert er eine Symmetrie im Diskurs, bei der beide Seiten einen aktiven Beitrag 



leisten müssen, um die religiösen Gehalte für die politische Gemeinschaft zu erschließen 

Die Bringschuld der Gläubigen: Selbstreflexion und Anerkennung des 
wissenschaftlichen Monopols 

Habermas spezifiziert die Anforderungen, die er als „kognitive Lasten“ für religiöse Bürger in 
einer modernen, postsäkularen Gesellschaft definiert. Diese „Bringschuld“ ist kein bloßer Appell 
zur Höflichkeit, sondern eine tiefgreifende theoretische Voraussetzung für die Teilnahme am 
demokratischen Diskurs. Habermas argumentiert, dass Gläubige eine „epistemische 
Transformation“ ihres eigenen Bewusstseins vollziehen müssen, um ihre religiösen 
Überzeugungen mit den Bedingungen einer pluralistischen Öffentlichkeit kompatibel zu machen. 
Dies bedeutet keineswegs, dass sie ihren Glauben aufgeben sollen, aber sie müssen ihn in ein 
reflektiertes Verhältnis zur säkularen Welt setzen. 

Ein zentraler Aspekt dieser Bringschuld ist die Anerkennung des wissenschaftlichen 
Erkenntnisvorrangs bei der Deutung der Welt. In einer modernen Gesellschaft kann religiöses 
Wissen nicht mehr mit dem Anspruch auftreten, empirische Tatsachen oder 
naturwissenschaftliche Gesetzmäßigkeiten außer Kraft zu setzen. Gläubige müssen die 
Autorität der Wissenschaften in ihrem jeweiligen Geltungsbereich akzeptieren, was oft eine 
interne Neuinterpretation religiöser Lehren (etwa Schöpfungsmythen) erforderlich macht. Diese 
Anpassungsleistung ist eine notwendige Bedingung, damit religiöse Beiträge in einer 
öffentlichen Debatte überhaupt als „vernünftige“ Argumente wahrgenommen werden können 
und nicht als bloße Dogmatik, die sich dem rationalen Diskurs entzieht. 

Darüber hinaus fordert Habermas von den Gläubigen die Anerkennung der säkularen 
Verfassungsgrundlagen und des religiösen Pluralismus. Dies bedeutet, dass sie akzeptieren 
müssen, dass im politischen Raum nur solche Gründe zählen dürfen, die prinzipiell für alle 
Bürger – unabhängig von ihrer Konfession – nachvollziehbar sind. Die Gläubigen müssen also 
die Fähigkeit entwickeln, ihre religiös motivierten politischen Forderungen von ihrem speziellen 
Heilsbezug zu lösen und in eine „allgemein zugängliche Sprache“ zu übersetzen. Diese Form 
der Selbstreflexion verlangt den religiösen Bürgern viel ab: Sie müssen lernen, ihre Wahrheit als 
eine unter vielen zu betrachten, die sich im freien Wettbewerb der Argumente bewähren muss. 
Für Habermas ist diese „Modernisierung des religiösen Bewusstseins“ jedoch kein Verlust, 
sondern die Voraussetzung dafür, dass religiöse Stimmen in einer säkularen Gesellschaft nicht 
an den Rand gedrängt werden, sondern als vitale Ressource für die moralische 
Selbstverständigung der Gemeinschaft wirksam bleiben können. 

Die Hol-Schuld der Säkularen: Die Pflicht zur kognitiven Öffnung gegenüber religiösen 
Argumenten  

Eine lebendige Demokratie hängt von der aktiven kognitiven Beteiligung ihrer säkularen Bürger 
ab, wenn es um die Einbeziehung religiöser Stimmen geht. Diese sogenannte „Hol-Schuld“ 
markiert einen entscheidenden Bruch mit einem Säkularismus, der religiöse Überzeugungen 
lediglich als vorkritische Relikte betrachtet, die im Licht der modernen Wissenschaft ohnehin 
dem Untergang geweiht seien. Für Habermas ist es eine demokratische Pflicht der 
Nicht-Religiösen, den religiösen Mitbürgern mit einer Haltung des Respekts und der 
epistemischen Bescheidenheit zu begegnen. Dies bedeutet, dass sie religiöse Argumente im 
öffentlichen Raum nicht von vornherein als irrationales Rauschen aussortieren dürfen, sondern 



ihnen einen potenziellen Wahrheitsgehalt unterstellen müssen, der für die gesamte Gesellschaft 
von Bedeutung sein könnte. 

Die Hol-Schuld verlangt von den säkularen Bürgern eine erhebliche intellektuelle Anstrengung, 
die Habermas als kooperative Suche nach dem vernünftigen Kern religiöser Äußerungen 
beschreibt. Anstatt darauf zu warten, dass die Gläubigen ihre Anliegen in eine perfekt 
säkularisierte Sprache transformieren, müssen sich die Nicht-Religiösen aktiv an diesem 
Übersetzungsprozess beteiligen. Sie sind aufgefordert, sich auf die oft bildhafte und narrative 
Sprache der Religion einzulassen, um zu prüfen, ob sich darin moralische Intuitionen 
verbergen, die auch für eine rein säkulare Ethik zustimmungsfähig sind. Diese Öffnung ist kein 
Akt der Höflichkeit, sondern eine notwendige Maßnahme gegen die drohende „semantische 
Austrocknung“ der eigenen Vernunft. Wenn sich die säkulare Seite gegenüber den religiösen 
Sinnressourcen verschließt, läuft sie Gefahr, den Kontakt zu jenen tiefen moralischen Quellen 
zu verlieren, die für die Motivation zu solidarischem Handeln in einer komplexen Welt 
unerlässlich sind. 

Schließlich impliziert die Hol-Schuld eine tiefgreifende Selbstreflexion der säkularen Vernunft 
über ihre eigenen Grenzen. Habermas fordert die nicht-religiösen Bürger auf, anzuerkennen, 
dass auch ihre scheinbar neutrale Sprache historisch und kulturell tief von religiösen Traditionen 
geprägt ist. Die säkulare Seite muss einsehen, dass sie nicht über ein Monopol auf die Wahrheit 
verfügt, sondern in einem ergänzenden Verhältnis zum religiösen Wissen steht. Nur wenn die 
Säkularen bereit sind, ihre eigene Befangenheit in einem rein technokratischen oder 
szientistischen Denken kritisch zu hinterfragen, kann ein symmetrischer Dialog entstehen. Diese 
wechselseitige Lernbereitschaft verhindert, dass der öffentliche Diskurs in einen unproduktiven 
Kulturkampf erstarrt, und sorgt stattdessen dafür, dass die moralischen Bestände der 
Gesellschaft gemeinsam erneuert werden können. 

Symmetrie im Diskurs: Übersetzung als gemeinsame Anstrengung zur 
Konsensfindung. 

Habermas führt die Anforderungen an die religiösen und säkularen Bürger zu einer Theorie der 
Symmetrie im Diskurs zusammen. Die Problemstellung besteht darin, dass eine bloße einseitige 
Anpassungsleistung der Gläubigen an die säkulare Welt – wie sie im klassischen Laizismus 
gefordert wurde – die demokratische Gerechtigkeit verletzen würde. Habermas argumentiert, 
dass eine wahre Konsensfindung in einer postsäkularen Gesellschaft nur dann gelingen kann, 
wenn der Übersetzungsprozess als eine gemeinsame, solidarische Anstrengung begriffen wird. 
Symmetrie bedeutet hierbei, dass beide Seiten ihre epistemische Haltung transformieren 
müssen: Während die religiöse Seite ihre Wahrheit in allgemein zugängliche Gründe übersetzt, 
muss die säkulare Seite sich für die mögliche Wahrheit dieser Gründe öffnen und aktiv an deren 
Bergung mitwirken. 

Diese gemeinsame Anstrengung dient dem Ziel, eine Basis für politische Entscheidungen zu 
finden, die nicht auf dem bloßen Machtverhältnis von Mehrheit und Minderheit beruhen, 
sondern auf einer vernünftigen Übereinkunft. Für Habermas ist die Übersetzung das 
entscheidende Instrument, um religiöse Intuitionen in das „neutrale Filtermedium“ der 
öffentlichen Sprache zu überführen. Erst durch diese Transformation verlieren die Argumente 
ihren exklusiven Charakter und werden für alle Bürger – unabhängig von ihrer 
weltanschaulichen Bindung – anschlussfähig. Die Symmetrie stellt dabei sicher, dass sich 



religiöse Bürger im politischen Raum nicht als Bürger „zweiter Klasse“ fühlen, die ihre tiefsten 
Überzeugungen vor der Tür lassen müssen, sondern als geschätzte Teilnehmer an einer 
kollektiven Suche nach Gerechtigkeit. 

Letztlich zielt die Symmetrie im Diskurs darauf ab, die Fragmentierung der Öffentlichkeit in 
isolierte Weltanschauungsgruppen zu verhindern. Wenn der Übersetzungsprozess als 
gemeinsame Aufgabe verstanden wird, entsteht ein Raum der gegenseitigen Anerkennung, in 
dem die Bürger nicht nur ihre Interessen verhandeln, sondern voneinander lernen. Der 
Konsens, der am Ende eines solchen Prozesses steht, ist dann keine bloße Kompromissformel, 
sondern das Ergebnis einer moralischen Selbstverständigung der Gesellschaft. Habermas sieht 
in dieser kooperativen Übersetzung die einzige Möglichkeit, die „Sinnressourcen“ der Religion 
für die Demokratie fruchtbar zu machen, ohne die säkulare Neutralität des Staates zu 
untergraben. Es ist der Versuch, eine Form von Solidarität zwischen Fremden zu begründen, 
die auf der gemeinsamen Arbeit an einer verständlichen und gerechten Sprache basiert. 

7.3.2 Die institutionelle Trennung vs. die öffentliche Debatte 

Die architektonische Struktur seines Modells zieht eine klare Grenze zwischen der informellen 
öffentlichen Debatte und dem formalen staatlichen Handeln. Ausgehend von der moralischen 
und kognitiven Notwendigkeit, religiöse Stimmen in den Diskurs einzubeziehen, muss die 
institutionellen Bedingungen dieser Öffnung geklärt werden. Die Problemstellung besteht darin, 
wie ein Staat einerseits die religiöse Vitalität seiner Bürger als Ressource nutzen kann, ohne 
andererseits das fundamentale Prinzip der religiösen Neutralität zu verletzen. 

Habermas führt hierfür die Unterscheidung zwischen dem „wilden“ Vorfeld der Politik und dem 
institutionellen Kern des Staates ein. Er argumentiert, dass die Demokratie von einer 
„Durchlässigkeit“ der Öffentlichkeit lebt, in der religiöse Bürger ihre Anliegen zunächst in ihrer 
eigenen, authentischen Sprache artikulieren dürfen. Sobald jedoch der Prozess der 
Gesetzgebung erreicht wird, muss ein strenger Säkularitätsfilter greifen. In diesem Abschnitt 
wird aufgezeigt, dass die Trennung von Staat und Kirche nicht bedeutet, Religion aus der 
Gesellschaft zu verbannen, sondern vielmehr die Bedingungen festzulegen, unter denen 
religiöse Gehalte in staatliche Macht transformiert werden dürfen. Es geht um die Balance 
zwischen einer maximalen Freiheit der Rede in der Zivilgesellschaft und einer strikten 
Neutralitätspflicht in Parlamenten und Gerichten. 

Der „Säkularitätsfilter“ im Staat  

Die Stabilität und Legitimität eines liberalen Staates sind untrennbar an seine religiöse 
Neutralität gebunden. Der „Säkularitätsfilter“ fungiert deshalb als eine Art institutionelles 
Nadelöhr, durch das alle religiös motivierten politischen Forderungen hindurch müssen, bevor 
sie den Status einer rechtsverbindlichen Norm erlangen können. Die Problemstellung ergibt sich 
aus der Grundvoraussetzung der Demokratie: In einer pluralistischen Gesellschaft dürfen 
Gesetze nur auf solchen Begründungen ruhen, von denen man vernünftigerweise erwarten 
kann, dass alle Bürger ihnen zustimmen könnten – unabhängig von ihrem persönlichen 
Glauben. Würde ein Parlament ein Gesetz unter expliziter Berufung auf ein Dogma 
verabschieden, würde es jene Bürger, die diesem Glauben nicht anhängen, in ihrer Freiheit 
verletzen und sie zu Bürgern zweiter Klasse degradieren, da ihnen die rationale Einsicht in die 



Grundlage des Gesetzes verwehrt bliebe. 

Dieser Filter greift jedoch nicht bereits an der Haustür der Bürger oder in den Debatten der 
Zivilgesellschaft, sondern markiert eine strikte Trennlinie innerhalb des politischen Systems 
selbst. Für alle Inhaber staatlicher Ämter – insbesondere Abgeordnete, Richter und 
Regierungsmitglieder – gilt im offiziellen Dienst die Pflicht zur „säkularen Begründung“. Sie 
müssen ihre Argumente so formulieren, dass sie auch ohne die Voraussetzung eines 
spezifischen Offenbarungsglaubens verständlich und akzeptabel sind. Dies schützt den Staat 
davor, zum Schauplatz konfessioneller Machtkämpfe zu werden. Habermas betont, dass dieser 
Filter eine Schutzfunktion nach zwei Seiten erfüllt: Er bewahrt einerseits die religiösen 
Minderheiten und Nicht-Religiösen vor einer religiös begründeten Zwangsherrschaft, und er 
schützt andererseits die Integrität der Religionen selbst, indem er verhindert, dass ihre sakralen 
Gehalte im politischen Tagesgeschäft verzwergt oder rein instrumentell missbraucht werden. 

Die institutionelle Trennung ist für Habermas somit kein Akt der Ausgrenzung von Religion, 
sondern die Bedingung für deren friedliche Integration in ein modernes Gemeinwesen. Der 
Säkularitätsfilter erzwingt eine Qualität des Arguments, die auf das Gemeinwohl und universale 
Prinzipien ausgerichtet ist. Er stellt sicher, dass religiöse Beiträge zwar als wertvolle Impulse 
gehört werden, aber erst nach einer erfolgreichen „Reinigung“ von ihren rein internen, sakralen 
Bezügen in das Recht einfließen dürfen. Damit bleibt der Staat ein unparteiischer Raum, der die 
Rahmenbedingungen für das Zusammenleben aller Weltanschauungen sichert, ohne sich selbst 
mit einer von ihnen identisch zu machen. 

Die wilde Öffentlichkeit: Die Freiheit der religiösen Sprache im informellen Vorfeld 
der Politik 

Habermas bezeichnet den Raum der zivilgesellschaftlichen Öffentlichkeit als „wild“, weil er im 
Gegensatz zum staatlichen Sektor nicht den strengen Regeln der formalen Neutralität 
unterliegt. Hier geht es um die Freiheit der Kommunikation in ihrer ganzen Breite – in Vereinen, 
Kirchen, Medien oder bei Demonstrationen. Die Frage ist, wieviel religiöse Sprache eine 
säkulare Gesellschaft in ihrem öffentlichen Vorfeld verträgt und braucht. Habermas vertritt hier 
eine dezidiert liberale Position: Er lehnt es ab, religiösen Bürgern bereits in der allgemeinen 
öffentlichen Debatte das Recht abzusprechen, ihre Meinung in ihrer eigenen, authentischen 
Sprache zu äußern. Eine solche Einschränkung wäre für ihn eine unzulässige Diskriminierung 
und eine Verletzung der religiösen Identität dieser Bürger. 

In der „wilden Öffentlichkeit“ dürfen religiöse Argumente daher ungeschmälert und unübersetzt 
auftreten. Habermas sieht darin einen großen Vorteil für die Demokratie: Religiöse Bürger sollen 
sich nicht verstellen müssen. Wenn sie ihre Sorgen um Gerechtigkeit oder Menschenwürde 
artikulieren, ist es oft gerade die religiöse Sprache, die ihnen die nötige Kraft und Leidenschaft 
verleiht. Würde man sie zwingen, schon hier nur noch in sterilen säkularen Begriffen zu 
sprechen, würde man ihre wertvollsten Impulse im Keim ersticken. Die informelle Öffentlichkeit 
fungiert damit als ein offener Raum, in dem religiöse Gehalte „getestet“ werden können. Hier 
kann sich zeigen, ob ein religiöses Argument auch bei Nicht-Gläubigen Resonanz findet oder ob 
es als rein konfessionelles Anliegen wahrgenommen wird. Es ist ein Raum des Suchens und 
des gegenseitigen Kennenlernens. Im Gegensatz zum Parlament gilt hier auch noch kein 
Zwang zur Übersetzung. Die Verantwortung für die Verständlichkeit liegt bei den Bürgern selbst, 
nicht bei einer staatlichen Vorschrift. Habermas vertraut darauf, dass im Prozess der 



öffentlichen Auseinandersetzung von selbst ein Druck zur Verständigung entsteht, der die 
Beteiligten dazu motiviert, nach Gemeinsamkeiten zu suchen. 

Die „Wilde Öffentlichkeit“ ist für Habermas somit das lebensweltliche Reservoir, aus dem die 
Politik schöpft. Er begreift sie als ein lebendiges Ökosystem der Meinungsbildung, das gerade 
durch seine Vielfalt und auch durch die Präsenz religiöser „Fremdsprachen“ bereichert wird. 
Erst wenn aus diesem bunten Diskurs konkrete Gesetzesvorhaben werden, muss die 
Transformation in die allgemein zugängliche Sprache erfolgen. 

Die Transformation der Argumente: Der Weg vom Dogma zum allgemein 
zugänglichen Grund  

Die Transfomation vollzieht sich in einem qualitativen Sprung, den ein Argument vollziehen 
muss, um von einer rein religiösen Überzeugung zu einer allgemein verbindlichen staatlichen 
Norm zu werden. Dieser Prozess ist das entscheidende Bindeglied zwischen der lebendigen, oft 
bildhaft-religiösen Sprache der Zivilgesellschaft und der nüchternen, rationalen Sprache des 
Rechts. Die Problemstellung liegt hierbei in der „Überschreitung der institutionellen Schwelle“: 
Ein Argument, das im „wilden“ Vorfeld der Politik noch legitim auf Dogmen oder Offenbarung 
basieren durfte, muss nun so umgeformt werden, dass es im Parlament oder vor Gericht allein 
durch seine rationale Plausibilität besteht. 

Dieser Weg vom Dogma zum allgemein zugänglichen Grund lässt sich als ein Prozess der 
begrifflichen Destillation verstehen. Wenn beispielsweise religiöse Akteure aus einer 
spezifischen Schöpfungslehre heraus Argumente gegen die totale Kommerzialisierung der 
menschlichen Natur in die Debatte einbringen, so ist dies in der öffentlichen Arena zunächst ein 
legitimer, partikularer Beitrag. Damit dieser Impuls jedoch in Gesetzesform gegossen werden 
kann, muss er von seinem metaphysischen Ballast befreit werden. Der Gehalt des Arguments 
wird dabei so reformuliert, dass er nun auf universale Prinzipien wie die menschliche Autonomie 
oder die Unverfügbarkeit der Person verweist. Der „allgemein zugängliche Grund“ ist somit das 
Ergebnis einer erfolgreichen Abstraktion: Die moralische Substanz der religiösen Forderung 
wird beibehalten, aber ihre Begründungsbasis wird auf das Fundament der gemeinsamen 
säkularen Vernunft verschoben. 

Habermas betont, dass dieser Transformationsprozess für die Demokratie produktiv ist, da er 
die religiösen Traditionen dazu zwingt, ihre Einsichten in einen universalen Kontext zu stellen. 
Das religiöse Dogma wirkt dabei wie ein Katalysator, der moralische Fragen aufwirft, für welche 
die säkulare Sprache allein oft noch keine Worte gefunden hat. Durch die Übersetzung wird die 
religiöse Intuition nicht etwa entwertet, sondern sie wird für die gesamte politische 
Gemeinschaft „gerettet“ und nutzbar gemacht. Am Ende dieses Weges steht eine Rechtsnorm, 
die ihre Kraft nicht mehr aus der Autorität Gottes bezieht, sondern aus der Einsicht aller Bürger, 
dass diese Regelung dem Schutz fundamentaler menschlicher Werte dient. Damit wird die 
Transformation zum Garanten eines stabilen sozialen Konsenses in einer Gesellschaft, die zwar 
weltanschaulich gespalten, aber rechtlich geeint ist. 

7.3.3 Das „säkulare Agnostizismus-Gebot“ 

Der liberale Staat muss nicht nur gegenüber Religionen neutral sein, sondern auch eine Form 
der epistemischen Bescheidenheit wahren, um die Kommunikation zwischen den 



verschiedenen Lagern nicht abreißen zu lassen. 

Das „säkulare Agnostizismus-Gebot“ besagt, dass sich die säkulare Vernunft im öffentlichen 
Raum nicht anmaßen darf, über die endgültige Wahrheit oder Unwahrheit religiöser Weltbilder 
zu richten. Habermas fordert hier eine Haltung, die über die bloße Duldung hinausgeht: Es ist 
die Pflicht, religiöse Äußerungen als ernsthafte Kandidaten für mögliche Wahrheitseinsichten zu 
behandeln. In diesem Abschnitt wird verdeutlicht, dass eine Demokratie nur dann stabil bleibt, 
wenn sie sich davor hütet, religiöse Überzeugungen vorab als irrational zu stigmatisieren. 
Habermas begreift diesen Agnostizismus als die Voraussetzung für einen fairen Austausch, bei 
dem sich keine Seite der anderen gegenüber intellektuell überlegen fühlt, sondern beide 
gemeinsam an der moralischen Selbstverständigung der Gesellschaft arbeiten. 

Die Kritik am ignoranten Laizismus: Warum „Religionsblindheit“ der Demokratie schadet  

Habermas kritisiert die Form des Säkularismus, die er als „ignoranten Laizismus“ bezeichnet. 
Die Problemstellung liegt hierbei in einer verengten Sichtweise der Aufklärung, die Religion 
lediglich als ein zu überwindendes Überbleibsel der Vergangenheit betrachtet und ihr deshalb 
im öffentlichen Raum keinen Platz einräumen möchte. Habermas argumentiert, dass eine 
solche „Religionsblindheit“ keineswegs die Neutralität des Staates schützt, sondern vielmehr die 
demokratische Substanz gefährdet. Wenn die säkulare Mehrheit religiöse Beiträge von 
vornherein als irrational oder irrelevant abtut, schneidet sie sich von wichtigen moralischen 
Impulsen ab und untergräbt die Basis für eine gleichberechtigte politische Teilhabe. 

Der Schaden für die Demokratie zeigt sich laut Habermas auf zwei Ebenen. Zum einen führt ein 
ignoranter Laizismus zu einer semantischen Verarmung der politischen Debatte. Indem religiöse 
Stimmen, die oft über eine besondere Sensibilität für Ungerechtigkeit oder menschliche 
Verletzlichkeit verfügen, systematisch ignoriert oder an den Rand gedrängt werden, verliert die 
Gesellschaft an moralischer Reflexionstiefe. Zum anderen wird durch die pauschale Abwertung 
religiöser Rede die politische Integration erschwert. Bürger, die ihre Identität tief in ihrem 
Glauben verwurzelt sehen, fühlen sich in einem aggressiv laizistischen Umfeld nicht mehr als 
vollwertige Mitglieder der Gemeinschaft. Dies kann zu Entfremdung, Rückzug in 
Parallelgesellschaften oder einer Radikalisierung führen, was den sozialen Zusammenhalt 
langfristig schwächt. 

Habermas plädiert daher dafür, dass die säkulare Vernunft ihre eigene „Agnosie“ erkennt: Sie 
kann nicht beweisen, dass religiöse Weltbilder falsch sind. Ein wahrhaft aufgeklärter 
Säkularismus muss sich daher eingestehen, dass er nicht die einzige Quelle der Wahrheit ist. 
Die Kritik am ignoranten Laizismus mündet in der Forderung, dass der Staat und die säkulare 
Öffentlichkeit eine „epistemische Öffnung“ vollziehen müssen. Nur wenn die Vernunft bereit ist, 
die Religion nicht als Feindin, sondern als eine potenzielle Verbündete bei der Suche nach 
gerechten Lebensverhältnissen zu betrachten, kann die Demokratie ihre volle Motivationskraft 
entfalten. Religionsblindheit ist für Habermas somit kein Zeichen von Fortschritt, sondern ein 
Mangel an Selbstreflexion der Moderne 

Das Ernstnehmen des „Anderen“: Religiöse Rede nicht als Privatsache, sondern als 
öffentlicher Beitrag 

Habermas sieht im Ernstnehmen des „Anderen“ die normative Haltung, die für ein gelingendes 



Zusammenleben in der postsäkularen Gesellschaft erforderlich ist. Er wendet sich gegen die 
klassisch liberale Auffassung, Religion sei lediglich eine Privatsache, die wie ein Hobby oder 
eine persönliche Vorliebe behandelt werden könne. Die Problemstellung liegt für ihn in der 
Anerkennung der religiösen Identität als einer öffentlich bedeutsamen Dimension. Wenn der 
Staat von seinen Bürgern verlangt, sich als freie und gleiche Teilnehmer an der demokratischen 
Selbstgesetzgebung zu begreifen, dann darf er sie nicht dazu zwingen, einen wesentlichen Teil 
ihrer moralischen Existenz – eben ihren Glauben – an der Garderobe des öffentlichen Raums 
abzugeben. 

Das Ernstnehmen des „Anderen“ bedeutet für Habermas, religiöse Rede als einen legitimen 
öffentlichen Beitrag zu würdigen, der das Potenzial hat, die kollektive Willensbildung zu 
bereichern. Religiöse Argumente werden hier nicht als bloße Meinungsäußerungen verstanden, 
sondern als Artikulationen von Lebenserfahrungen und Gerechtigkeitsvorstellungen, die einen 
universalen Kern enthalten können. Wenn ein religiöser Bürger sich im Diskurs zu Wort meldet, 
etwa zu Fragen der Bioethik oder der sozialen Gerechtigkeit, dann bringt er eine spezifische 
„semantische Energie“ ein, die oft über das hinausgeht, was eine rein funktionale 
Zweckrationalität zu leisten vermag. Die säkularen Mitbürger sind daher aufgefordert, diese 
Redebeiträge nicht als Privatangelegenheit abzutun, sondern sie als Teil einer gemeinsamen 
Suche nach der besten Lösung für gesellschaftliche Probleme zu akzeptieren. 

Diese Anerkennung hat eine tiefgreifende Bedeutung für die demokratische Stabilität. Indem der 
Glaube nicht in die Privatsphäre verdrängt wird, wird die Gefahr einer inneren Emigration der 
Gläubigen verringert. Habermas sieht im Ernstnehmen der religiösen Sprache einen Akt der 
Inklusion: Der Staat signalisiert, dass die religiösen Traditionen ein integraler Bestandteil der 
politischen Kultur sind. Dies erfordert von der säkularen Seite die Bereitschaft, die eigene 
„Säkularität“ nicht als den Endpunkt der Vernunft, sondern als eine Perspektive unter mehreren 
zu begreifen. Das Ernstnehmen des Anderen mündet somit in eine wechselseitige 
Lernbereitschaft, in der religiöse und säkulare Bürger einander als Partner in einem 
deliberativen Prozess anerkennen, der darauf abzielt, die moralischen Grundlagen des 
Gemeinwesens gemeinsam zu sichern. 

7.4 Fallstudie: Von der „Gottesebenbildlichkeit“ zur menschlichen 
Würde 

Der zentrale Pfeiler moderner Verfassungsstaaten – die Menschenwürde – ist kein rein 
abstraktes Produkt der Vernunft, das im 18. Jahrhundert plötzlich aus dem Nichts entstand, 
sondern das Resultat eines jahrhundertelangen Transformationsprozesses, bei dem ein 
religiöser Kerninhalt in eine säkulare Rechtsnorm überführt wurde. 

Diese Fallstudie verfolgt drei Ziele: Erstens wird die Genealogie nachgezeichnet, um das 
religiöse Erbe der Aufklärung sichtbar zu machen. Zweitens wird die Prozedur analysiert, mit 
der der Begriff „ent-sakralisiert“ wurde, um ihn für eine pluralistische Gesellschaft universell 
gültig zu machen. Drittens wird begründet, warum diese religiöse Wurzel auch heute noch ein 
notwendiger Schutzraum für die Lebenswelt ist. Habermas bereitet hier bereits das Feld für 
seine Kritik am modernen Naturalismus, indem er argumentiert, dass die Würde des Menschen 
ohne ihre transzendente Spur Gefahr läuft, zu einem bloßen biologischen oder ökonomischen 
Funktionswert herabgestuft zu werden. Die Würde ist somit das Paradebeispiel für eine 



gelungene „rettende Kritik“, die den Gehalt der Tradition bewahrt, indem sie ihn im Medium der 
Vernunft neu begründet. 

7.4.1 Die Genealogie moralischer Begriffe 

Konzepte wie Gleichheit, Gerechtigkeit und individuelle Freiheit sind keine Erfindungen „aus 
dem Nichts“, sondern das Ergebnis eines langwierigen Aneignungsprozesses religiöser 
Gehalte. Habermas schlägt eine Brücke zwischen der Religionsgeschichte und der 
Rechtsphilosophie, um aufzuzeigen, dass die Aufklärung ohne ihre religiöse Vorgeschichte 
kaum denkbar wäre. Die Untersuchung der Genealogie dient dazu, das Bewusstsein für die 
Herkunft unserer normativen Selbstverständlichkeiten zu schärfen. Habermas argumentiert, 
dass die Philosophie die Religion nicht einfach ersetzt hat, sondern dass wesentliche 
moralische Intuitionen durch die Vernunft „beerbt“ wurden. 

Das religiöse Erbe der Aufklärung: Die Spur des Judentums und Christentums in den 
Menschenrechten 

Die Entstehung der Menschenrechte ist nicht als ein radikaler Bruch mit der religiösen Tradition 
zu verstehen, sondern als ein komplexer Prozess der Aneignung und Umformung. Dies 
widerspricht der Vorstellung, die Aufklärung habe die Moral völlig neu aus der reinen Vernunft 
erschaffen. Vielmehr haben die normativen Grundlagen der Moderne – insbesondere die 
unantastbare Würde des Individuums – ihre Wurzeln tief im jüdisch-christlichen Verständnis des 
Menschen. Das Erbe dieser Traditionen wirkt in den säkularen Menschenrechtserklärungen fort, 
indem es eine spezifische Vorstellung von der moralischen Bedeutsamkeit jedes Einzelnen 
bereitstellt, die in anderen Weltanschauungen so nicht angelegt war. 

Der Kern dieses religiösen Erbes liegt in der biblischen Vorstellung des Menschen als eines 
„Gegenübers“, das direkt von Gott angesprochen und in die Verantwortung gerufen wird. Aus 
dieser vertikalen Beziehung zwischen Schöpfer und Geschöpf leitete sich eine radikale Form 
des Individualismus ab: Vor Gott zählt jede Seele gleichermaßen, unabhängig von ihrem 
sozialen Status, ihrem Geschlecht oder ihrer Herkunft. Habermas argumentiert, dass genau 
diese religiöse Intuition der „Gleichheit vor Gott“ die notwendige semantische Voraussetzung 
war, um später die säkulare Idee der „Gleichheit vor dem Gesetz“ zu entwickeln. Ohne dieses 
religiös fundierte Bild eines Menschen, der eine unverfügbare Mitte besitzt, hätte die Vernunft 
kaum die Kraft gefunden, das Prinzip der universellen Menschenrechte gegen die Widerstände 
hierarchischer Gesellschaftsordnungen durchzusetzen. 

Besonders die Spur des Judentums betont dabei den Aspekt der Gerechtigkeit und der 
anamnetischen Solidarität – also der Verpflichtung, das Leid der Opfer nicht zu vergessen. Das 
Christentum wiederum steuerte die Idee der universalen Nächstenliebe bei, die im Prozess der 
Säkularisierung in das Prinzip der sozialen Solidarität und der globalen Verantwortung 
transformiert wurde. Habermas sieht in den modernen Menschenrechten somit eine Art 
„begriffliche Destillation“ dieser Traditionen. Die Vernunft hat die religiösen Gehalte von ihren 
sakralen und kultischen Bindungen befreit und sie in eine Sprache übersetzt, die universalen 
Geltungsanspruch erheben kann. Doch er warnt davor, die religiöse Herkunft zu verleugnen: 
Würde man die Verbindung zu diesen Quellen vollständig kappen, könnten die Menschenrechte 
zu bloßen prozeduralen Übereinkünften herabsinken, denen die moralische Tiefe und die 



Motivationskraft zur Verteidigung der menschlichen Integrität fehlen. 

Begriffsgeschichte der Autonomie: Vom Ebenbild zum autonomen Subjekt  

Die Entwicklung des modernen Verständnisses des selbstbestimmten Individuums aus dem 
religiösen Konzept der Gottesebenbildlichkeit ist ist kein bloßer Austausch von Begriffen, 
sondern eine tiefgreifende Transformation, bei der die moralische Verbindlichkeit der Religion in 
die Struktur der menschlichen Vernunft „hineinübersetzt“ wird. Während der Mensch im 
religiösen Weltbild seine Würde und Handlungsanweisung noch aus seiner Beziehung zu einem 
transzendenten Schöpfer bezieht, versteht die Moderne das Subjekt als einen Gesetzgeber 
seiner selbst. Doch Habermas betont, dass diese Autonomie nicht als völlige Willkür 
missverstanden werden darf; sie bleibt der Idee der unbedingten moralischen Verantwortung 
verpflichtet, die sie von ihrem religiösen Vorläufer geerbt hat. 

Der historische Pfad führt hierbei über die Philosophie der Aufklärung, insbesondere über 
Immanuel Kant. Kant transformierte die Vorstellung, dass der Mensch Gottes Geboten 
gehorcht, in das Prinzip, dass der Mensch dem moralischen Gesetz gehorcht, das er sich selbst 
kraft seiner Vernunft gibt. In diesem Sinne wurde das „Gebenbildliche“ – also der Funke des 
Göttlichen im Menschen – zur menschlichen Vernunftfähigkeit umgedeutet. Das Subjekt ist nun 
autonom, weil es fähig ist, über seine eigenen Antriebe hinauszublicken und nach 
universalisierbaren Maximen zu handeln. Habermas macht deutlich, dass die „Autorität Gottes“ 
dabei nicht einfach verschwindet, sondern in das Innere des Subjekts verlagert wird: Das 
Gewissen und die diskursive Vernunft übernehmen nun die Funktion, die zuvor die Offenbarung 
innehatte. 

Diese Genealogie ist für Habermas deshalb so wichtig, weil sie erklärt, warum die moderne 
Autonomie einen so hohen moralischen Anspruch erhebt. Das autonome Subjekt ist kein 
isoliertes Ich, das tut, was es will, sondern ein Wesen, das sich in seinem Handeln gegenüber 
anderen rechtfertigen muss. Die Struktur der Rechenschaftspflicht, die ursprünglich das 
Verhältnis des Menschen zu Gott prägte, wird in der Moderne zur Struktur der intersubjektiven 
Rechtfertigung zwischen freien und gleichen Bürgern. So bleibt im Kern der modernen 
Autonomie eine religiöse Spur erhalten: Die Einsicht, dass Freiheit nur im Einklang mit einer 
moralischen Ordnung bestehen kann, die die Würde jedes Einzelnen achtet. Ohne diese 
Herleitung aus der Gottebenbildlichkeit ließe sich kaum erklären, warum die moderne Vernunft 
so beharrlich an der Unverfügbarkeit der Person festhält. 

Möchten Sie, dass ich nun mit 7.4.2 Die Prozedur der Ent-Sakralisierung fortfahre? In diesem 
Abschnitt wird analysiert, 

 7.4.2 Die Prozedur der Ent-Sakralisierung 

Um aus einem religiösen Dogma eine intersubjektiv nachvollziehbare Rechtsnorm zu machen, 
bedarf es eines „Übersetzungsaktes“, durch den religiöse Inhalte in das säkulare Denken 
integriert werden. Habermas bezeichnet diesen Vorgang als Ent-Sakralisierung. Dabei geht es 
nicht um die Zerstörung des Heiligen, sondern um die Befreiung eines moralischen Kerns aus 
seiner religiösen Einbettung, um ihn für eine allgemeine Vernunft nutzbar zu machen. 

Das Problem liegt hier in der methodischen Strenge: Wie kann die Vernunft einen Begriff wie 



„Ebenbildlichkeit“ übernehmen, ohne gleichzeitig an Gott, die Schöpfung oder das 
Übernatürliche glauben zu müssen? Habermas beschreibt dies als eine Transformation von der 
Metaphysik zur Intersubjektivität. 

Die Übersetzung des Begriffs der „Ebenbildlichkeit“ in die Sprache der 
Intersubjektivität 

Die säkulare Vernunft dekonstruiert den religiösen Begriff der „Gottesebenbildlichkeit“ 
methodisch, um dessen normativen Gehalt in die Sprache der Intersubjektivität zu überführen. 
Der ursprüngliche Begriff ist untrennbar mit einer vertikalen Abhängigkeit des Menschen von 
seinem Schöpfer verbunden: Der Mensch besitzt Würde, weil er Abbild Gottes ist. Für eine 
postmetaphysische Philosophie ist diese Begründung jedoch nicht mehr tragfähig, da sie einen 
Glauben voraussetzt, der nicht allgemein geteilt wird. Habermas’ Lösung besteht darin, die 
religiöse Bildsprache auf ihre strukturelle Wahrheit hin zu untersuchen und die vertikale 
Beziehung in ein horizontales Anerkennungsverhältnis zwischen autonomen Subjekten zu 
transformieren. 

Der Kern der „Ebenbildlichkeit“ liegt für Habermas nicht in einer substanziellen Ähnlichkeit 
zwischen Gott und Mensch, sondern in der Adressierbarkeit. Der Mensch ist das einzige 
Geschöpf, das von Gott als ein „Du“ angesprochen wird und darauf mit einem „Ich“ antworten 
kann. In der Übersetzung bedeutet dies: Die Würde des Menschen gründet in seiner Fähigkeit, 
Teilnehmer an Kommunikationsprozessen zu sein. Durch die Ent-Sakralisierung wird die 
Unantastbarkeit der Person nun nicht mehr metaphysisch hergeleitet, sondern aus der Struktur 
der sprachlichen Verständigung selbst. Wer in einen Diskurs eintritt, muss den anderen als ein 
gleichberechtigtes Gegenüber anerkennen, das „Nein“ sagen kann. Die religiöse Idee, dass der 
Mensch ein unantastbares Heiligtum ist, weil er Gott gehört, wird so in die philosophische 
Einsicht transformiert, dass die Integrität des Individuums durch die gegenseitige Anerkennung 
in einer Kommunikationsgemeinschaft geschützt werden muss. 

Dieser Übergang zur Intersubjektivität erlaubt es, den moralischen Schutzgehalt der Religion zu 
bewahren, ohne deren dogmatische Voraussetzungen zu übernehmen. Die Unverfügbarkeit der 
Person wird nun als eine notwendige Bedingung für die Freiheit des Einzelnen begriffen: Nur 
wenn wir einander als Subjekte achten, die einen unvertretbaren eigenen Standpunkt 
einnehmen, kann eine gerechte Gesellschaft existieren. Die Sprache der Intersubjektivität leistet 
somit eine „rettende Übersetzung“, indem sie das Pathos der religiösen Ebenbildlichkeit in die 
nüchterne, aber rechtlich wirksame Formel der wechselseitigen Anerkennung von Rechten und 
Pflichten überführt. Damit wird die Würde zu einem universalen Prinzip, das im Medium der 
Vernunft für jeden Menschen einsichtig ist, unabhängig davon, ob er sich als Geschöpf Gottes 
begreift oder nicht. 

Von der göttlichen Schöpfung zur Unverfügbarkeit der Person: Die Rettung der 
Würde  

Das Verbot, über das Leben anderer zu verfügen, bedarf gleichfalls einer säkularen 
Begründung: die säkulare Vernunft transformiert entsprechend den theologischen Gedanken 
der göttlichen Schöpfung, um eine der wichtigsten Säulen der modernen Bioethik und 
Rechtstheorie zu stützen: die Unverfügbarkeit der Person. Sie antwortet damit auf die moderne 
Tendenz, den Menschen als bloßes Material für technische oder ökonomische Optimierungen 



zu betrachten. Habermas argumentiert, dass die Philosophie hier eine „rettende Übersetzung“ 
des Schöpfungsgedankens leisten muss, um die menschliche Würde gegen die totale 
Instrumentalisierung zu verteidigen. 

Ursprünglich besagt das religiöse Dogma der Schöpfung, dass der Mensch ein „Produkt“ Gottes 
ist. Daraus folgt eine fundamentale Grenze: Da der Mensch sich nicht selbst erschaffen hat, 
gehört er sich auch nicht selbst in einer Weise, die es ihm erlaubte, über die Natur anderer 
(oder seine eigene Gattungsnatur) wie über eine Sache zu verfügen. Habermas ent-sakralisiert 
diesen Gedanken, indem er ihn in die Sprache der moralischen Autonomie übersetzt. Die 
„Unverfügbarkeit“ wird nun nicht mehr aus dem Eigentumsrecht Gottes hergeleitet, sondern aus 
der Bedingung der Möglichkeit, ein freies und gleiches Mitglied einer moralischen Gemeinschaft 
zu sein. Er argumentiert, dass ein Mensch nur dann wirklich als autonomes Subjekt handeln 
kann, wenn er darauf vertrauen darf, dass seine organische Basis – sein genetisches Erbe und 
seine leibliche Identität – nicht das Resultat einer fremden, technisch-manipulativen Absicht ist. 

Die Rettung der Würde erfolgt hier durch den Begriff des „unvertretbaren Anfangs“. Wenn wir 
den Menschen als Geschöpf Gottes betrachten, gestehen wir ihm eine Herkunft zu, die sich 
jedem menschlichen Zugriff entzieht. In der säkularen Übersetzung bedeutet dies: Wir müssen 
die natürliche Ausstattung des Menschen als eine unverfügbare Grenze anerkennen, damit 
jeder Einzelne sich selbst als den alleinigen Urheber seines Lebens verstehen kann. Würde 
diese Grenze fallen – etwa durch eugenische Praktiken –, würde das Verhältnis zwischen den 
Generationen von einer moralischen Symmetrie (Gleichheit) in ein technisches Gefälle (Macher 
und Produkt) umschlagen. 

Habermas zeigt damit auf, dass die säkulare Vernunft auf den „semantischen Gehalt“ der 
Schöpfungslehre angewiesen ist, um zu begründen, warum der Mensch für den Menschen 
unantastbar bleiben muss. Die Unverfügbarkeit der Person ist somit die säkulare Form des 
Respekts vor dem „Nicht-Gemachten“. Durch diese Prozedur wird ein religiöser Schutzraum in 
ein rational begründbares Verbot der Instrumentalisierung überführt, das im modernen Recht als 
Kern der Menschenwürde verankert ist. 

7.4.3 Der Schutz der Lebenswelt 

Der Schutz der Lebenswelt bedeutet für Habermas die Verteidigung jenes Raumes, in dem wir 
uns als freie, verantwortliche und intersubjektiv verbundene Wesen begegnen. Er warnt davor, 
dass eine rein szientistische Sichtweise, die den Menschen auf seine biologischen Funktionen 
reduziert, die Grundlagen unseres moralischen Selbstverständnisses untergräbt. 

Warum die sakrale Wurzel der Würde ein Bollwerk gegen die Biopolitik ist 

Habermas argumentiert, dass die Menschenwürde ihre volle Schutzwirkung nur entfalten kann, 
wenn wir uns an ihre sakrale Herkunft erinnern. Die „sakrale Wurzel“ bedeutet hier, dass die 
Würde einen absoluten, unbedingten Charakter hat, der sich jeder ökonomischen oder 
technischen Nützlichkeitsrechnung entzieht. In der Debatte um die Biopolitik – etwa bei der 
Präimplantationsdiagnostik oder dem Klonen – droht diese Unbedingtheit verloren zu gehen, 
wenn der Mensch zum „Designobjekt“ wird. 

Die moderne Bioethik läuft ohne den Rückgriff auf das religiöse Erbe der „Unverfügbarkeit“ 



Gefahr, ihre normativen Maßstäbe zu verlieren. Habermas begreift die sakrale Wurzel der 
Menschenwürde als ein notwendiges Bollwerk gegen die Auswüchse der Biopolitik, da die rein 
säkulare Vernunft oft dazu neigt, alles Seiende unter dem Aspekt der technischen Machbarkeit 
und der instrumentellen Optimierung zu betrachten. Die Problemstellung verschärft sich in dem 
Moment, in dem die Grenze zwischen dem „Gewachsenen“ (der Natur) und dem „Gemachten“ 
(der Technik) durch moderne Biotechnologien wie Genmanipulation oder selektive 
Fortpflanzungsmedizin verschwimmt. 

Die religiöse Spur der Unverfügbarkeit erinnert die säkulare Vernunft daran, dass es Bereiche 
des menschlichen Seins gibt, die nicht „verrechnet“ werden dürfen. Wenn wir die natürliche 
Basis des Menschen manipulieren, zerstören wir die Symmetrie zwischen freien Wesen. Die 
Würde des Menschen ist deshalb so eng mit dem „Nicht-Gemachten“ verknüpft, weil nur das 
Unverfügbare einen Raum für echte Autonomie lässt. Die religiöse Tradition hat für dieses 
Empfinden eine Sprache bereitgestellt, die die Vernunft nun nutzen muss, um Grenzen zu 
ziehen, wo die Technik keine Grenzen mehr kennt. 

Habermas argumentiert, dass die religiöse Tradition ein tiefes Gespür für die Unantastbarkeit 
des Lebens bewahrt hat, das in der Metapher der „Gottgehörigkeit“ des Menschen seinen 
Ausdruck findet. In der Übersetzung bedeutet dies: Es gibt eine moralische Pflicht, die 
organische Basis des Menschen als etwas Unverfügbares zu respektieren. Wenn wir beginnen, 
die genetische Ausstattung eines künftigen Menschen nach unseren Wünschen zu gestalten, 
verändern wir fundamental das Verhältnis zwischen den Generationen. Aus einer Beziehung 
zwischen gleichen, autonomen Partnern wird ein Gefälle zwischen „Produzenten“ und 
„Produkten“. Der programmierte Mensch könnte sich nicht mehr als der alleinige Urheber seiner 
eigenen Lebensgeschichte begreifen, da ein Teil seiner Identität auf die Absichten eines Dritten 
zurückgeht. 

Die sakrale Spur der Würde fungiert hier als Schutzschild, der verhindert, dass die menschliche 
Natur vollständig in die Logik des Marktes oder der technokratischen Effizienz einbezogen wird. 
Während die Biopolitik dazu tendiert, menschliches Leben nach Nützlichkeitskriterien zu 
bewerten, beharrt der durch die Religion inspirierte Würdebegriff auf dem absoluten Eigenwert 
jedes Individuums. Habermas sieht in der religiösen Intuition ein unersetzliches „Veto-Recht“ 
gegen die totale Objektivierung. Die Vernunft muss dieses Erbe als Bollwerk nutzen, um die 
moralische Symmetrie der Gesellschaft zu retten. Nur wenn wir anerkennen, dass die 
menschliche Existenz eine Dimension besitzt, die sich jeder technischen Verfügung entzieht, 
bleibt der Raum für echte Freiheit und intersubjektive Anerkennung gewahrt. 

Die Vernunft als Hüterin des religiösen Erbes gegen die totale Naturalisierung  

Der Vernunft fällt damit eine neue, fast paradox anmutende Rolle zu: Sie muss zur Hüterin des 
religiösen Erbes werden, um sich gegen ihre eigene Selbstzerstörung durch eine totale 
Naturalisierung zu wehren. Habermas bewegt die Sorge vor einem „szientistischen“ Weltbild, 
das den Menschen ausschließlich als ein biologisches Objekt begreift, dessen Denken und 
Handeln durch neuronale Prozesse oder evolutionäre Programme vollständig determiniert ist. 
Eine solche Sichtweise würde die Grundlage der Vernunft selbst – nämlich die Freiheit, sich 
durch Gründe leiten zu lassen – als bloße Illusion entlarven. 

Habermas argumentiert, dass die säkulare Vernunft Gefahr läuft, „semantisch auszutrocknen“, 



wenn sie den Kontakt zu den religiösen Überlieferungen vollständig abbricht. Die Religion 
bewahrt moralische Gehalte und Ausdrucksformen für das menschliche Selbstverständnis, die 
die wissenschaftliche Sprache allein nicht hervorbringen kann. Wenn die Vernunft diese 
religiösen Impulse ignoriert, verliert sie die Fähigkeit, Begriffe wie „Schuld“, „Vergebung“, 
„Ehrfurcht“ oder eben „Menschenwürde“ in ihrer vollen Tiefe zu erfassen. Die totale 
Naturalisierung würde den Menschen in ein Wesen verwandeln, das zwar technisch 
perfektioniert, aber moralisch sprachlos ist. Die Vernunft muss daher das religiöse Erbe 
verteidigen, nicht um wieder religiös zu werden, sondern um ihre eigene moralische Sensibilität 
zu bewahren. 

Dieser Schutz des religiösen Erbes ist ein Akt der Selbstbehauptung der Vernunft. Indem sie die 
übersetzten Begriffe der Religion (wie die Unverfügbarkeit der Person) gegen einen alles 
vereinnahmenden Naturalismus schützt, sichert die Vernunft den Raum der Intersubjektivität 
und der Freiheit. Habermas sieht die Vernunft hier in einer doppelten Frontstellung: Sie muss 
sich einerseits gegen religiösen Fundamentalismus abgrenzen, andererseits aber auch gegen 
einen reduktionistischen Szientismus, der den Geist zur Materie erklärt. Die Vernunft bleibt nur 
dann „vernünftig“, wenn sie erkennt, dass sie auf die normativen Ressourcen der Tradition 
angewiesen ist, um das Bild des Menschen als eines freien und verantwortlichen Wesens 
aufrechtzuerhalten.  

Wir haben damit das gesamte Kapitel 7 über die postsäkulare Gesellschaft, die 
Übersetzungslasten und die Fallstudie zum Würdebegriff detailliert erarbeitet. 

Möchten Sie nun mit Kapitel 8: Die Herausforderung durch den Naturalismus fortfahren? In 
diesem Kapitel setzt sich Habermas direkt mit der Hirnforschung und dem biologischen 
Determinismus auseinander. Er verteidigt die These, dass wir uns auch im Licht der modernen 
Wissenschaften weiterhin als freie Urheber unserer Handlungen verstehen müssen 

 

 

 

Damit haben wir Kapitel 7 und die gesamte Theorie der Übersetzung sowie die postsäkulare 
Öffentlichkeit bei Habermas abgeschlossen. 

Möchten Sie, dass ich nun mit Kapitel 8: Die Herausforderung durch den Naturalismus 
fortfahre? Hier wechselt der Fokus von der politischen Philosophie hin zur Anthropologie und 
zur Frage, wie Habermas die menschliche Freiheit gegen ein rein neurobiologisches Weltbild 
verteidigt. 
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